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Der Autor, Dipl-oec. Lothar Groß, geboren 1954 in Mülheim an der Ruhr, absolvierte in den 70er Jahren in seiner Heimatstadt eine Banklehre und studierte anschließend Wirtschaftswissenschaften an der Universität Duisburg. Von 2000 bis 2021 leitete er das Wirtschaftsgymnasium im Berufskolleg Wirtschaft und Verwaltung der Stadt Remscheid. Er ist verheiratet und hat zwei Kinder.






Vorwort


Das Hauptwerk „Made in Germany – Deutschlands Wirtschaftsgeschichte seit 1800“ beinhaltet die Zeit seit 1990 nur auf 10 Seiten. Dies hat vor allem mit der Tatsache zu tun, dass das Werk eine geschichtliche Darstellung sein soll; die Zeit nach der Wiedervereinigung hingegen reicht unmittelbar bis in die Gegenwart.


Da sich aber gerade in dieser Zeit das Wirtschaftsgeschehen in Deutschland rapide weiter entwickelt und verändert hat, sollte das Hauptwerk eine Ergänzung und Erweiterung durch einen zweiten Teil erfahren, der gerade den Zeitraum nach der Wiedervereinigung genauer darstellt.


Dem Leser wird auffallen, dass dieser zweite Teil wesentlich weniger durch Wertpapiere illustriert wurde als der erste. Das eigentliche Anliegen des Autors, die geschichtliche Entwicklung der Wirtschaft anhand exemplarischer Wertpapiere darzustellen, ist auch deutlich schwieriger geworden; denn schon im ausgehenden 20. Jahrhundert wurden weniger Effekten gedruckt als zuvor. Zunehmend wurden die effektiven Stücke ersetzt durch Sammel-Wertpapiere (z. B. durch Sammelaktien, also Urkunden über mehrere Aktien) oder sogar durch „Wertrechte“ (digitale Datensätze), was bei der inzwischen bei börsennotierten Kapitalgesellschaften üblichen Verwaltung der Wertpapiere durch Finanzinstitute auch sinnvoll wurde. Mit der Einführung des EURO und der Stückaktie (anstelle der Nennwertaktie) wurde der Druck einzelner Wertpapiere mehr oder weniger zur Ausnahme.


Dem Leser wird auch auffallen, dass sich die Branchen-Schwerpunkte in diesem zweiten Teil der Abhandlung im Vergleich zum Hauptwerk verschoben haben: Die Ausführungen zu Handel und Dienstleistungen, Verkehr, Logistik und Transport, Telekommunikation, Medien- und Freizeitindustrie und auch zur Finanzwirtschaft haben im Vergleich zu Bergbau und Industrie einen wesentlich größeren Umfang bekommen. Damit folgt dieses Buch den Entwicklungen in der Realität.


Im Anschluss an die Beschreibung der deutschen Wirtschaftsgeschichte folgt ein kurz gefasster Blick auf die gesamte Weltwirtschaftsgeschichte seit dem Ende des 18. Jahrhunderts geworfen, und zwar unter besonderer Berücksichtigung der führenden Wirtschaftsmacht USA.


Schließlich wird im Anhang noch der Versuch einer Prognose gewagt.


Wir wünschen den Lesern viel Freude bei der Lektüre dieses Werks. Bitte bedenken Sie dabei aber auch, dass auch für diesen Teil des Werks gilt, dass aufgrund der Komplexität des Themas keine Garantie für die Richtigkeit aller Aussagen übernommen werden kann.









1 Das wiedervereinigte Deutschland ab 1990
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Der Potsdamer Platz in Berlin gehörte während der Teilung Deutschlands zur DDR und war wegen der räumlichen Nähe zu West-Berlin unbebaut geblieben. Die privatwirtschaftlich ausgerichtete Neubebauung des Potsdamer Platzes nach 1990 ist somit auch ein Symbol der Wiedervereinigung.





Das Jahrzehnt der Wiedervereinigung (1990 – 2000)


Am 9. Nov. 1989 fiel die Berliner Mauer. Am 1. Juli 1989 wurde die gesamtdeutsche Wirtschafts- und Währungsgemeinschaft etabliert und die DM auch im Osten eingeführt. Am 3. Okt. 1990 wurde die Wiedervereinigung realisiert: Die DDR trat der Bundesrepublik Deutschland bei (Anschluss der DDR an die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 13 des Grundgesetzes) und brachte fünf neue Bundesländer ein. Die wiedervereinigte Hauptstadt Berlin wurde ebenfalls zu einem neuen Bundesland.


Als internationale Bestätigung der Wiedervereinigung gilt der „2-plus-4-Vertrag“, ein Staatsvertrag zwischen den USA, Russland, Großbritannien, Frankreich, der Bundesrepublik und der DDR, in dem die vier Siegermächte des Zweiten Weltkriegs ihre Rechte und Verantwortungen für das Nachkriegsdeutschland endgültig aufgaben. Der Vertrag war am 12. Sept. 1990 unterzeichnet worden und trat formal am 15. März 1991 in Kraft. Er ist aber ausdrücklich kein „Friedensvertrag“, sondern gilt nur „anstelle eines Friedensvertrags“.


Die Wirtschaftspolitik des wiedervereinigten Deutschlands war zunächst streng neoliberal-angebotsorientiert ausgerichtet. Es herrschte die Meinung vor, dass durch den Zusammenbruch der osteuropäischen sozialistischen Staaten der eindeutige Beweis geführt wurde, dass der Kapitalismus bzw. (Neo-) Liberalismus die einzige langfristig erfolgreiche Wirtschaftsordnung wäre. Die von 1982 bis 1998 regierende CDU/CSU/FDP-Koalition folgte in ihren Grundzügen den Vorbildern aus Großbritannien (M. Thatcher) und den USA (R. Reagan) mit ihren Schwerpunkten Deregulierung, Privatisierung, Steuersenkungen und Abbau des Sozialstaats. Der konjunkturelle Aufschwung in der ersten Zeit der 1990er Jahre („Vereinigungsboom“) schien die Richtigkeit dieser Wirtschaftspolitik zu beweisen.


Nach dem Zusammenbruch des „real existierenden Sozialismus“ im Osten Europas war die wirtschaftliche Entwicklung in den „neuen Bundesländern“ im Durchschnitt wesentlich schneller vorangekommen als in den anderen ehemaligen „Ostblockländern“, die nicht in eine westeuropäische Volkswirtschaft integriert wurden. Bereiste man in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung die östlichen deutschen Gegenden, so war durchaus erkennbar, dass sich die Infrastruktur (Eisenbahnen, Straßen etc.), aber auch die Gebäude in Privateigentum in den neuen Bundesländern in der Regel in einem wesentlich besseren Zustand befanden als z. B. in Tschechien oder in Polen, vielfach sogar (vor allem, was die Infrastruktur betraf) in einem besseren Zustand als in einigen Teilen der alten Bundesländer. Der „Aufbau Ost“ wurde von Seiten der öffentlichen Hand vor allem durch den „Solidaritätsbeitrag“ finanziert, der als Erhöhung der Einkommenssteuer angesehen werden konnte.


Trotzdem bedeutete die Wiedervereinigung 1990 für den Staat und Bürger aus beiden Teilen Deutschlands deutliche Mehrbelastungen, weil die DDR-Wirtschaft sich größtenteils als äußerst marode darstellte. Dabei traf es die Menschen im Osten sicherlich härter als im Westen: Einige mitteldeutsche Betriebe bzw. Unternehmen konnten sich zwar etablieren; ein großer Teil wurde von Westfirmen übernommen, ein weiterer großer Teil der DDR-Wirtschaft aber wurde wegen (tatsächlicher, manchmal aber auch nur angebliche fehlender) Überlebensfähigkeit „abgewickelt“.


Auch der Umtauschkurs DM (West) – Mark (Ost) spielte dabei eine Rolle. Die DM war international ein Vielfaches der (Ost-)Mark wert, trotzdem wurden Löhne, Gehälter, Renten etc. im Verhältnis 1:1 umgetauscht, sonstige Forderungen in der Regel im Verhältnis 2:1. Politisch war dieses Umtauschverhältnis sicherlich nicht zu umgehen - denn die Bevölkerung der ehemaligen DDR hätte einen „schlechteren“ Umtauschkurs als Diskriminierung empfunden - in der Wirtschaftspraxis wurden Betriebe der DDR dadurch häufig überfordert.


Für die Integration der Wirtschaft der ehemaligen DDR in die westdeutsche Wirtschaft war die Treuhandanstalt verantwortlich. Die auch kurz „Treuhand“ oder – nicht ganz korrekt „Treuhandgesellschaft“ genannte Behörde existierte vom 1. März 1990 bis zum 31.12.1994. Sie wurde noch von Ministerrat der DDR-Regierung unter Hans Modrow gegründet und erhielt am 01.07.1990 mit der Einführung der Wirtschafts- und Währungseinheit der beiden damals noch existierenden deutschen Staaten die Zuständigkeit für die Sanierung und anschließende Privatisierung - oder eben auch für die Schließung - von ca. 8.500 bis dahin „volkseigenen“ Betrieben in der DDR. Die betroffenen Betriebe hatten höchst unterschiedliche Größenordnungen und beschäftigten mehr als 4 MIO Arbeitnehmer. Die Treuhand wurde mit der Wiedervereinigung am 03. Oktober 1990 zu einer Anstalt des öffentlichen Rechts unter der Fachaufsicht des Bundesfinanzministeriums.


Schon vor dem Tätigkeitsbeginn der Treuhand gab es verschiedene Verkaufsverträge für unterschiedliche Betriebe. Am schnellsten hatten die westdeutschen Großbanken Deutsche Bank und Dresdner Bank reagiert: Schon zum Zeitpunkt der Wirtschafts- und Währungsreform hatten sie das Einlagengeschäft, die meisten Filialen (und damit auch Kunden) der Staatsbank der DDR mit ihrem 1990 gegründeten Tochterunternehmen, der „Deutschen Kreditbank“, mehrheitlich unter sich aufgeteilt und in ihre eigenen Systeme integriert. Der verbliebene Teil der DKB (Deutsche Kreditbank AG) wurde 1995 an die Bayrische Landesbank verkauft und gehörte somit zum Bereich der deutschen Sparkassen, wobei sie seitdem hauptsächlich als Direktbank (Internetbank mit nur wenigen realen Filialen) agiert. Die verbliebenen „Reste“ der Staatsbank der DDR wurden schließlich (1994) auf die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW in Frankfurt am Main, die größte westdeutsche Förderbank, eine Anstalt öffentlichen Rechts) übertragen.


Der erste Treuhandchef wurde der bisherige Hoesch-Manager Detlev Carsten Rohwedder. Unter seiner Leitung wurde schon wenige Tage nach der Wiedervereinigung der erste namhafte Betrieb der DDR, der Kameraproduzent Pentacon (Praktika-Kameras), liquidiert. Weitere Abwicklungen ließen aber auf sich warten, auch weil das SPD-Mitglied Rohwedder seine Aufgabe eher in der Sanierung und dem anschließenden Verkauf der Betriebe sah, weniger in der Schließung. Rohwedder wurde am 1. April 1991 von Mitgliedern der westdeutschen linksradikalen Terrororganisation RAF (Rote Armee Fraktion) ermordet. (Später stellte sich heraus, dass die RAF gute Beziehungen zur DDR gepflegt hatte; mehrere in Westdeutschland gesuchte RAF-Mitglieder hatten die ihnen gegebene Möglichkeit genutzt, in der DDR unter neuem Namen eine neue Identität aufzubauen.)


Zur Nachfolgerin Rohwedders wurde die CDU-Politikerin Birgit Breuel gewählt. Der Sitz der Treuhand wurde in das ehemalige NS-Luftfahrtministerium bzw. in das DDR-„Haus der Ministerien“ verlegt. Unter Breuels Leitung wurde die Anzahl der Liquidationen von Betrieben wesentlich erhöht, wohl auch deshalb, weil politisch ein bestimmter Zeitdruck aufgebaut wurde, damit die Privatisierungsbemühungen in der ehemaligen DDR schnellstmöglich durchgeführt werden sollten. Zu den bekanntesten Beispielen abgewickelter Großbetriebe gehören die Fluggesellschaft Interflug und der Computerhersteller Robotron.
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Welche Detailprobleme bei der Wiedervereinigung gelöst werden mussten, zeigt beispielhaft die Geschichte der 1902 gegründeten Berliner Terrain-Gesellschaft am Teltow-Canal Rudow-Johannisthal Aktiengesellschaft, zu deren Besitz 1942 mehrere Grundstücke im späteren Ost-Berlin gehörten. 1990 wurden für alle enteigneten Grundstücke Rückübertragungsanträge gestellt.





Potenziellen Investoren aus Mitteldeutschland fehlte oft das Eigenkapital zur Übernahme oder zum Weiterbetrieb der ehemaligen DDR-Betriebe, häufig wurden sie auch von den Banken als weniger kreditwürdig angesehen. Eine eigenständige Fortführung scheiterte häufig an den großen Verbindlichkeiten der ostdeutschen Betriebe: In der DDR waren Rücklagenbildungen für Investitionen nicht erlaubt; Investitionen wurden vom Staat festgelegt und durch „Kredite“ finanziert. Damit waren diese „Kredite“ eigentlich Steuerungsinstrumente des planwirtschaftlich-sozialistischen Staates. Die Investitionsgüter, die Kredite und der „Schuldendienst“ waren somit von vornherein staatlich geregelt; die einzelnen Betriebe brauchten sich keine Sorgen um Kreditrückführungen zu machen. Mit der Überführung in die Marktwirtschaft galten diese Zahlungen aber als „echte“ Kredite. Gerade Industrieunternehmen mit modernem Maschinenbestand waren daher hoch verschuldet.


Als Ausweg blieb häufig nur der Verkauf an westliche Investoren. Einige „doppelte“ Unternehmen sorgten dabei für eine „Wiedervereinigung auf Firmenbasis“ – unter Federführung der Westbetriebe. Ein gutes Beispiel dafür waren die Reclam-Verlage in Leipzig und Mannheim (bzw. seit 1980 im nahe gelegenen Ditzingen, das nach der Wiedervereinigung zum Hauptsitz wurde). Reclam stand in Ost und West, vor und nach der „Wende“ hauptsächlich für den preiswerten Nachdruck von Klassikern, der vor allem als Schullektüre diente.


Ein anderes Beispiel für die „unternehmerische Wiedervereinigung“ stellten die Zeiss-Werke in Baden-Württemberg und in Jena dar. Im württembergischen Oberkochen wurde 1946 die Carl Zeiss AG gegründet, um in Westdeutschland die seit 1846 bestehende Unternehmenstradition aus Jena fortzuführen. In der DDR existierte gleichzeitig der VEB Carl Zeiss Jena, der von 1948 bis 1953 auch Objektive an die westdeutsche Carl-Zeiss-Tochter Zeiss-Ikon AG in Stuttgart lieferte (aufgrund mengenmäßig unzureichender Eigenproduktion von Zeiss in Oberkochen). Von 1990 bis 1991 wurde der VEB Carl Zeiss Jena in die Carl Zeiss Jena GmbH und die Jenoptik GmbH aufgespalten, wobei erstere das optische Kerngeschäft beinhaltete. Carl Zeiss Oberkochen übernahm 1995 die Carl Zeiss Jena GmbH. Die Produktionspalette der Zeiss-Gruppe umfasste nach der Wiedervereinigung unter anderem Mikroskope, Ferngläser, Spiegelteleskope, Ausrüstungen für Observatorien und Planetarien, Halbleiter, medizinische Instrumente sowie Brillengläser.


Die Jenoptik AG beschäftigt sich mit Laser & Materialbearbeitung, Optischen Systemen, industrieller Messtechnik, Verkehrssicherheit sowie mit Verteidigung & Zivilen Systemen. Sie beliefert Unternehmen der Automobil-, Medizin-, Halbleiter-, Luftfahrts- und Sicherheits- bzw. Rüstungsindustrie. Zu den bekanntesten Produkten des Unternehmens zählen die als „Starenkästen“ bekannten Geschwindigkeits-Messgeräte für Automobile. Als ein besonderes „Highlight“ der Jenoptik (genauer: des Tochterunternehmens Jena-Optronik GmbH) erwiesen sich die „Sternsensoren“ der Astro-Familie, eine Art „Navigationssystem für den Weltraum“, deren Grundlage noch in der DDR für die sowjetische Raumfahrt gelegt worden waren. Die Sternsensoren, die den Kurs von Raumkapseln und Raumsonden selbstständig korrigieren können, wurden nun zu Standardbestandteilen der westlichen Raumfahrt. Die Jena-Optronik wurde 2010 an den Airbus-Konzern verkauft.


Die Jenoptik als nach der „Wende“ gegründeter eigenständiger mitteldeutscher Betrieb stellte aber eine Ausnahme dar. Der Normalfall, zumindest bei größeren Betrieben war aber die Übernahme mitteldeutscher Betriebe durch westliche Unternehmen – oder die „Abwicklung“ (Schließung). Dies galt in verschiedensten Branchen:


Mitteldeutsche Bergbaubetriebe wurden von westeuropäischen Konzernen aufgekauft: Vattenfall, RWE und weitere Energieversorger übernahmen die Braunkohlereviere. RWE und weitere westdeutsche Energieversorger beschafften sich in einem mehrstufigen Verfahren auch die Eigentumsrechte an den ehemaligen Energiekombinaten. Der Kalibergbau wurde durch Kali + Salz fortgeführt, die Harzer Gipsvorkommen wurden u. a. von den Südharzer Gipswerken abgebaut, einem Tochterunternehmen des Recycling- und Wasserwirtschaftskonzerns Remondis aus Lünen.


Ein Sonderfall war die (ehemalige) Uranförderung: 1991 wurde der russische Anteil an der SDAG Wismut an Deutschland übertragen. Die nunmehrige Wismut GmbH war schon zu diesem Zeitpunkt vor allem ein Sanierungsfall, dessen Abwicklung wohl insgesamt mehr als 6 Mrd. EURO verbrauchen würde. Als „Nebenprodukt“ der Grubenwasserreinigung wurde auch weiterhin Uran gefördert und verkauft, allerdings in einem vergleichsweise sehr geringen Umfang.


Das größte mitteldeutsche Werk der Montanindustrie, das EKO-Stahlwerk in Eisenhüttenstadt, wurde von dem internationalen Konzern Arcelor Mittal übernommen und modernisiert.
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Auch die Werke der DDR-Chemieindustrie waren größtenteils technisch veraltet und konnten nur mit Mühe privatisiert werden. Die BASF erwarb den größten Teil ihrer ehemaligen Gründung „Schwarzerde“ mit der Planung, dort ein Werk für die moderne Kathodenfertigung (für Batteriezellen) anzusiedeln. In Bitterfeld investierten verschiedene westliche Unternehmen, insbesondere die Bayer AG. Wesentlich langwieriger gestaltete sich die Privatisierung der Leuna-Werke und der Buna-Werke in Schkopau. Leuna (mit den Minol-Tankstellen) wurde unter fragwürdigen Bedingungen (offenbar unter Einsatz hoher Bestechungsgelder sowie irreführender Investitionsversprechen) vom französischen Konzern Elf-Aquitaine (später umbenannt in Total) übernommen; die Buna-Werke wurden vom amerikanischen Chemiekonzern Dow Chemical aufgekauft. Für ORWO in Wolfen konnte kein Käufer gefunden werden; das Werk wurde stillgelegt.


Die PCK-Großraffinerie in Schwedt an der Oder verarbeitete auch nach der Wiedervereinigung Rohöl aus der „Druschba-Pipeline“ aus Russland und leistete weiterhin etwa 10% der deutschen Kraftstoffproduktion. Das Chemiekombinat wurde in PCK-Raffinerie GmbH umbenannt. („PCK“ stand zu DDR-Zeiten für „Petro-chemisches Kombinat“, danach für „Petro-chemische Kraftstoffe“.) Die PCK GmbH war ein Gemeinschaftsunternehmen mehrerer großer Erdölgesellschaften. Nachdem sich die beiden deutschen Konzerne VEBA und DEA vom Raffineriegeschäft zurückgezogen hatten, wurde die GmbH von einem internationalen Konsortium mit der BP (Großbritannien), Rosneft (Russland), Shell (Niederlande/ USA) und Eni (Italien) übernommen. Bis 2021 verkauften BP und Shell Anteile an Rosneft, das nun zu 91,67 % Eigentümer wurde. Im Zusammenhang mit dem Russland-Ukraine-Konflikt und dem Beschluss der Bundesregierung, ab 2023 kein Rohöl mehr aus Russland zu importieren, wurde die Rosneft Deutschland (genauso wie die Gazprom Germania, die deutsche Tochter des russischen Gaskonzerns) im Oktober 2022 unter Treuhandverwaltung durch die Bundesnetzagentur gestellt. Für die PCK wurden andere Pipelines als die „Druschba“ aufgearbeitet.


Insgesamt wurden in der mitteldeutschen Chemieindustrie langfristig nur etwa 10% der Arbeitsplätze aus der ehemaligen DDR erhalten.


Von besonderer Bedeutung waren für (Gesamt-) Deutschland die Entwicklungen in der Automobilindustrie: Dabei wurden vor allem die „alten“ DDR-Standorte in Sachsen unt Thüringen (vor allem wegen der dort ansässigen fachkundigen Bevölkerung) berücksichtigt: Opel produzierte nach der „Wende“ auch in Eisenach (im ehemaligen DDR-Produktionsort von EMW – Eisenacher Motor-Werke und Wartburg). Der größte westdeutsche Autokonzern, VW, errichtete Produktionswerkstätten in den traditionellen sächsischen Standorten Chemnitz (früher Barkas), Zwickau (früher Trabant) und (mit einem kleineren Werk) Dresden (früher Standort der Rennwagen-Kleinserienproduktion „Melkus“). Durch Porsche und BMW kam Leipzig als weiterer Standort hinzu. Außerhalb Sachsens und Thüringens wurden die – ebenfalls traditionellen – Standorte Berlin (durch Daimler und BMW) und Lichterfelde (in Brandenburg, ebenfalls durch Daimler) weiterhin für die Fahrzeugproduktion genutzt.


Tatsächlich blieb keine der ehemaligen DDR-Automarken nach der Wiedervereinigung längerfristig bestehen. Die einzige Ausnahme davon war Multicar, der Hersteller von Leicht-Nutzfahrzeuge in Waltershausen. Der Begriff „Multicar“ lebte aber mittelfristig auch nur noch als Markenname der Muttergesellschaft Hako in Bad Oldesloe weiter.
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Verkehrstechnisch weniger gut gelegene Standorte wurden bei der neuen Autoproduktion nach der Wiedervereinigung regelmäßig nicht berücksichtigt. Das galt auch für Zittau, der Stadt im Dreiländereck Deutschland-Tschechien-Polen:





Die 1888 von Gustav Hiller gegründeten Phänomen-Werke trugen diesen Namenszusatz erst nach der Aufnahme der Fahrradproduktion in den 1890er Jahren. Stückweise wurde die Produktpalette auf motorisierte Zwei-, Drei- und Vierrad-Fahrzeuge ausgeweitet. Nach dem Krieg wurden Maschinen und Einrichtungen des Werks demontiert und in die UdSSR verfrachtet. In den verbliebenen Fabrikgebäuden wurden aber wieder Fahrzeuge hergestellt, diesmal – nach der Enteignung – als volkseigener Betrieb, der ab 1957 (nach Ende eines Namensstreits) unter dem neuen Namen „Robur“ produzieren musste. Robur wurde in der DDR relativ schnell zum führenden Hersteller von Klein-Lkw. Nach der Wende wurde die Produktion eingestellt, nicht zuletzt wegen der abseitigen Lage der Stadt Zittau. Die Stadt musste einen erheblichen Einwohnerrückgang verbuchen und versucht seitdem, sich als Drehkreuz der Dreiländerregion Polen-Tschechien-Deutschland neu zu erfinden.


Im Gegensatz zur Automobilproduktion blieben zahlreiche Traditionsmarken im Lebens- und Genussmittelsektor bestehen. Die Betriebe wurden aber in der Regel nach der Wiedervereinigung von größeren (westlichen) Konzernen übernommen:


Köstritzer = Bitburger,


Wernesgrüner = Bitburger, später Carlsberg


Hasseröder = InBev,


Radeberger = Dr. Oetker,


Halloren Schokoladenfabrik = in-west Gruppe (Westfalen)


Rotkäppchen und die Nordhäuser Spirituosen wurden Bestandteile des Konzerns Rotkäppchen-Mumm Sektkellereien GmbH. Dieser wiederum gehört zu 58% der westdeutschen Familie Eckes-Chantré.


Im Lebensmittel-Einzelhandel der DDR spielten die „Konsum-Genossenschaften im Wirtschaftsplan eine erhebliche Rolle. Sie hatten im Einzelhandel einen Umsatzanteil von knapp einem Drittel. Nach der Wiedervereinigung standen die kleinen Betriebe in der ehemaligen DDR der übermächtigen Konkurrenz westdeutscher Einzelhandelskonzerne gegenüber. Überall wurden neue Aldi-, Lidl-, Edeka- und Rewe-Märkte eröffnet, nur selten bestehende Lebensmittel-Einzelhandelsgeschäfte übernommen. Manche dieser Neuansiedlungen wurden aber schon nach wenigen Jahren (oft nach dem Auslaufen der staatlichen Subventionszahlungen) wieder zurück genommen und in vielen Teilen Ostdeutschlands ergab sich eine neue Art von Versorgungsengpässen.


Mehrfach wurden aber auch ostdeutsche Betriebe durch die Investoren und nach relativ kurzer Zeit stillgelegt, obwohl ein vergleichbar kleiner Investitionsaufwand zu einer nachhaltigen Wettbewerbsfähigkeit geführt hätte. Kurzfristiges Denken der neuen Inhaber und, wie schon angesprochen, das Auslaufen von Subventionszahlungen spielten hierbei eine verhängnisvolle Rolle. Durch den Zeitdruck bei der Privatisierung waren auch „Betriebsplünderungen“ (Abzug der Liquidität aus den privatisierten Betrieben mit anschließender Betriebsschließung durch die neuen Eigentümer) und Subventionsbetrug (im Zusammenhang mit dem vom neuen Eigentümer angegebenen Sanierungsinvestitionsbedarf) nicht selten. Manchmal wurde sogar die zielgerichtete Liquidierung mitteldeutscher Betriebe zugunsten von Betrieben im Westen vermutet (um Überkapazitäten abzubauen oder sogar um Konkurrenz zu verhindern).


Bekannte Beispiele für weitere Arten von Wirtschaftskriminalität im Zusammenhang mit der Privatisierung ehemaliger „Ost-Betriebe“ sind die Schmiergeldzahlungen (wahrscheinlich mehr als 88 Mio DM) bei der Übernahme der miteinander verbundenen Betriebe Leuna-Werke und Minol (Mineralöl) an den französischen Mineralkonzern Elf-Aquitaine und die Unregelmäßigkeiten im Rahmen der Übernahme des größten Teils der ehemaligen DDR-Werften durch die Bremer Vulkan AG: Etwa 85 MIO DM an EU-Förderungsmitteln für die Werften im Osten wurden offensichtlich für westdeutsche Betriebe zweckentfremdet (was aber den Konkurs des gesamten Konzerns 1996 nicht verhindern konnte; die Eigenkapitaldecke war einfach zu klein).


Die Vielzahl von Stilllegungen, aber auch die Sanierungen im Zusammenhang mit den Verkäufen an Investoren führten zu einer gewissen „De-Industrialisierung“ auf dem Gebiet der DDR und zu erhöhter Arbeitslosigkeit. Neuansiedlungen von großen Betrieben (westlicher Firmen) wurden erst in den 2020er Jahren vorgenommen: das Tesla-Automobilwerk in Brandenburg und die Computerchipfabriken von Bosch und Infinion in Dresden sowie von Intel in Magdeburg.
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Zum Zeitpunkt der Auflösung der Treuhand Ende 1994 hatte die Anstalt ca. 256 MRD DM an Schulden (insbesondere durch Subventionszusagen) aufgebaut. Ca. 85% der privatisierten Ost-Betriebe wurden von westlichen Firmen übernommen. Die Privatisierung der DDR-Betriebe war 1994 (mit dem Ende der „Treuhand“) natürlich noch nicht abgeschlossen, insbesondere weil viele Eigentumsrechte noch gerichtlich geklärt werden mussten. Die Aufgaben der Treuhand wurden auf die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) und andere Nachfolgeinstitute übertragen.


Auch die Umweltschäden und weitere Altlasten (z. B. Bergbauschäden) in der ehemaligen DDR entwickelten sich häufig zu äußerst langfristige Aufgaben. Auf der anderen Seite etablierte die DDR in den letzten Tagen ihres Bestehens fünf neue Nationalparks und eine Reihe weiterer Naturschutzzonen.


Die Entwicklung der Gesamtwirtschaft auf dem Gebiete der ehemaligen DDR verlief seit der Wiedervereinigung regional sehr unterschiedlich. Neue Betriebe wurden vor allem im Süden, also in den Bundesländern Thüringen und Sachsen, angesiedelt. Aber trotz einiger Erfolge hinkte die Wirtschaft in den neuen Bundesländern immer noch der westdeutschen hinterher: Zwar war der Modernitätsgrad der Anlagen in Osten und Westen in den Jahren nach der Wiedervereinigung durchaus vergleichbar (teilweise im Osten sogar etwas überlegen, weil die meisten der hoffnungslos veralteten Anlagen aus der DDR-Zeit inzwischen ausgetauscht worden waren), aber die Arbeitslosenquote lag gleichzeitig deutlich über dem „Westniveau“, die Gehälter und das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner lagen deutlich darunter. Immerhin lag die „Wirtschaftsleistung“ (das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner) in den fünf neuen Bundesländern im Jahre 2000 schon bei ungefähr der Hälfte des westdeutschen Werts, nachdem er im Jahre 1991 erst bei ungefähr einem Drittel gelegen hatte. Diese Entwicklung sollte sich auch in den weiteren Jahren fortsetzen. (2021 lag diese Zahl bei etwa 80%).


Viele westliche Unternehmen erlebten in den ersten Monaten und Jahren nach der Wiedervereinigung einen ungeahnten Umsatzzuwachs, weil die Bürger der DDR nun endlich all‘ jene Produkte kaufen konnten, die sie bisher nur (verbotenerweise) aus der Werbung westdeutscher Fernsehanstalten kannten. Aber auch in anderen Branchen verstanden es westliche Unternehmen, durch ihre langjährigen Erfahrungen mit der Marktwirtschaft lukrative Aufträge in Osten Deutschlands zu erlangen.
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Die Einführung des EURO


1999 wurde der EURO als Rechnungseinheit eingeführt, zunächst als Buchgeld. Die Einführung des EURO als Bargeld drei Jahre später geschah in den Monaten Januar und Februar 2002; danach galt die DM nicht mehr als gesetzliches Zahlungsmittel, wurde aber noch von der Deutschen Bundesbank und vielen privaten Unternehmen in Zahlung genommen.
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Die von der Europäischen Zentralbank (EZB) in Frankfurt herausgegebenen Euro-Geldscheine haben auf ihrer Vorderseite symbolische Bauwerke aus verschiedenen Zeitaltern als Motiv. Die Abbildung realer Bauwerke wurde vermieden, um keins der EURO-Länder auf diese Weise zu bevorzugen.


Auch der EURO war von Anfang an eine „freie“ (nicht durch Gold oder andere Werte gedeckte) Währung mit flexiblen Wechselkursen und voller Konvertierbarkeit (wie schon die DM seit 1958).


Die Einführung der Währung gestaltete sich in den angeschlossenen Ländern problemlos; einige Jahre später aber (während der EURO-Krise“ ab 2010) zeigten sich einige „Geburtsfehler“ der neuen Währung. Dazu gehörten vor allem die unterschiedliche Wirtschaftskraft der EURO-Staaten und ihre oftmals nicht abgestimmte nationale Wirtschaftspolitik sowie die fehlenden Sanktionsmöglichkeiten gegenüber den EURO-Ländern, welche die „Maastricht-Verträge“ zur Stabilisierung des EURO (z. B. die Einhaltung der Haushaltsdisziplin oder das Nichtüberschreiten einer bestimmten Inflationsrate) nicht einhielten.


Die Konjunkturentwicklung verlief auch nach der Wiedervereinigung (wie immer) in Wellenform: Dem „Vereinigungsboom“ der frühen 1990er Jahre folgte ein heftiger Abschwung und führte zu einem Regierungswechsel. Die neue SPD/Grüne-Regierung unter Kanzler Schröder setzte aber im Grundsatz die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik ihrer Vorgänger fort, vor allem durch die sogenannten „Hartz-Gesetze“, die zu einer Neuregulierung der staatlichen Leistungen für (und Anforderungen an) Arbeitslose führten. Weiterhin wurde auch die Ökologie (erstmals) zu einem Schwerpunkt des Regierungshandelns.


Da der Ausbau des Sozialstaates zu Nachteilen deutscher Unternehmen im internationalen Wettbewerb führen konnte, setzten auch die Regierungen unter Kanzlerin Merkel (von 2005 bis 2021 als CDU/CSU/SPD-Regierung mit zwischenzeitlicher CDU/CSU/FDP-Koalition) zuerst die neoliberal geprägte Wirtschaftspolitik ihrer Vorgängerregierungen fort, obwohl diese von einer Vielzahl der Menschen als „unsozial“ kritisiert wurde.


Zu den größten Kritikern dieses Sozialstaat-Abbaus zählten naturgemäß die deutschen Gewerkschaften, die sich im neuen Jahrtausend neu formierten. Nachdem sich zuerst (ab den 90er Jahren) die deutsche Gewerkschaftsszene auf Grund rückläufiger Mitgliederzahlen konsolidierte (z. B. durch die Integration der vorher unabhängigen Deutschen Angestellten-Gewerkschaft „DAG“ in die DGB-Dienstleistungs-Gewerkschaft ver.di 2001), verstärkten nach der Jahrtausendwende Spezialgewerkschaften (für bestimmte – häufig hoch qualifizierte – Berufsgruppen) ihren Einfluss, z. B. die Pilotenvereinigung Cockpit, der Marburger Bund der Ärzteschaft oder die Gewerkschaft der Lokführer-GdL.


Gesamtwirtschaftlich war ein Rückgang der Bedeutung von Tarifverträgen merkbar: Die Tarifbindung nahm im 21. Jahrhundert weiter ab: In Nordrhein-Westfalen schrumpfte der Prozentsatz der tarifgebundenen Betriebe in den Jahren zwischen 2000 und 2020 von 56 % auf 32 %; der Anteil der tarifgebunden Beschäftigen von 74 % auf 60 %. Das lag zum Teil vor allem an der zunehmenden „Tarifflucht“ von Unternehmen (und auch Arbeitnehmern), ein anderer Grund war aber auch die unterschiedliche Entwicklung der Wirtschaftssektoren: Traditionell haben Tarifverträge und Gewerkschaften im (tendenziell eher schrumpfenden) Industriebereich eine größere Bedeutung als im (wachsenden) Dienstleistungssektor.


Spätestens seit Mitte des 20. Jahrhundert sank der Anteil des Primärsektors in den hoch entwickelten Volkswirtschaften, der Anteil der Landwirtschaft sank schon seit Beginn der Industriellen Revolution. Der Anteil des sekundären Sektors steigt im 21. Jahrhundert nur noch in den Entwicklungsländern, in den hoch entwickelten Volkswirtschaften geht der Anteil des Sekundärsektors zurück. Die noch existierende Industrieproduktion der „entwickelten“ Länder ist vor allem geprägt durch technisch anspruchsvolle, hochpreisige Produkte, die gut ausgebildete Arbeitskräfte und einen hohen Kapitaleinsatz verlangen.


Zuwächse im Bruttoinlandsprodukt sind aber vor allem auf den tertiären Sektor zurückzuführen. Wie jede hoch entwickelte Volkswirtschaft, so hatte sich auch Deutschland seit den 1960er Jahren eine Entwicklungstendenz von einem Produktions- zu einem Handels- und Dienstleistungsstandort gezeigt, wenngleich der „sekundäre Wirtschaftssektor“, also die Produktion durch Industrie und Handwerk, längst nicht so stark geschrumpft war wie z. B. in den Nachbarländern Frankreich oder Großbritannien, wo die Finanzbranchen einen noch viel stärkeren Teil der Wertschöpfung innerhalb der Volkswirtschaft ausmachen.
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Krisen und Krisenbewältigungen im 21. Jahrhundert


Sowohl die Regierung Schröder als auch die nachfolgenden CDU-geführten „Merkel-Regierungen“ (2005 – 2021) und die Regierung Scholz (ab 2021 als Koalition aus SPD, Grünen und FDP) hatten im angebrochenen 21. Jahrhundert mehrere Krisen zu bewältigen. Überhaupt liest sich diese Zeit wie eine Abfolge von Krisen und Katastrophen. Es ging also in dieser jüngsten Geschichte Deutschlands vor allem darum, wie Regierung, Gesellschaft und Wirtschaft diese Krisen meistern konnten:


Die Dotcom-Börsenblase 2000


Die erste dieser Krisen war die sogenannte „Dotcom-Börsenblase“ („Internet-Blase“) von 2000, als die Börsenkurse verschiedener „New-Economy-Unternehmen“, insbesondere aus dem Telekommunikations-Bereich, schlagartig fielen.


Diese „neuen Industrien“ wurden zum Ende des 20. Jahrtausends zuerst euphorisch begrüßt; in Deutschland wurde an der führenden Börse in Frankfurt 1997 ein eigenes Segment für Wertpapiere dieser Unternehmen eingerichtet, der „Neue Markt“, der bis 2000 ein rasantes Wachstum verzeichnete. Dieses Wachstum entpuppte sich aber als Spekulationsblase, da viele Unternehmen dieses Segments noch in ihrer Anfangsphase standen und keine Gewinne, sondern Verluste produzierten. Die viel zu hoch getriebenen Börsenkurse antizipierten einen zukünftigen Gewinn, der bei vielen Unternehmen nie erreicht wurde. Vielfach mussten sogar Insolvenzen angemeldet werden. Auch solide „Börsenriesen“, die nicht im „Neuen Markt“ notiert wurden, aber trotzdem zu den sogenannten „Zukunftsbranchen“ gehörten, (z. B. die Deutsche Telecom oder Infineon), mussten herbe Kursrückschläge hinnehmen.


Der „Neue Markt“ wurde 2003 geschlossen. Im Laufe der Zeit wurden auch mehrfach kriminelle Machenschaften im Zusammenhang mit börsennotierten Werten des „Neuen Marktes“ aufgedeckt. Dazu gehörten Insiderhandel, Bilanzmanipulationen, falsche Adhoc-Mitteilungen, Luftbuchungen, Untreue und Insolvenzverschleppungen. Eins der bekanntesten Beispiel für den Untergang eines Software-Hauses war die in den 1990er Jahren gegründete Bochumer Firma Phenomedia AG, die weltweit durch das Computerspiel „Moorhuhn“ bekannt geworden war. Im Jahre 2001 konnte die Geschäftsführung den Börsenwert der Aktiengesellschaft durch frei erfundene Umsatzrekorde auf eine Milliarde DM steigern, bevor noch im gleichen Jahr Insolvenz angemeldet werden musste. 7 Jahre später wurde der ehemalige Vorstandsvorsitzende des Unternehmens wegen Betrugs, Untreue und Bilanzfälschung verurteilt.


Die Wirtschaftsbranche der „neuen Industrien“ konsolidierte sich anschließend. Verschiedene Unternehmen expandierten weiterhin oder wieder, diesmal aber mit realistischeren Zahlen und Prognosen, in Deutschland zum Beispiel die Deutsche Telekom und SAP. Andere Unternehmen zogen sich bewusst aus dem hart umkämpften Markt für Neue Technologien zurück und konzentrierten sich auf andere Bereiche: Siemens z. B. veräußerte seine Handyproduktion 2005 und seine Computerherstellung 2008, RWE, Thyssen und E.ON verkauften ihre Mobilfunknetze 2000.


Die neuen „innovationsträchtigen“ Technologien beschränkten sich aber nicht auf die Telekommunikation. Weiter Branchen waren (zum Beispiel) die Nanotechnologie, die Biotechnologie, die Umwelttechnologie, alternative Energietechniken (Solarenergie, Geothermik, Bioenergie etc.) und nach wie vor die Kernkrafttechnologie. Aus unterschiedlichen Gründen waren viele dieser Wirtschaftsbranchen umstritten: Die Nutzung der Kernkraft stieß auf sicherheitstechnische und die Gentechnik als Bestandteil der Biotechnologie auf ethische und gesundheitliche Bedenken. In Deutschland war davon in besonderer Weise die Bayer AG betroffen: Nachdem sie 2018 den amerikanischen Biotechnologie-Konzern Monsanto aufgekauft hatten, mehrten sich in den USA die Klagen vor Gericht. Monsanto wurde vorgeworfen, durch die Nutzung von Glyphosat in Unkrautvernichtungsmitteln Krebserkrankungen in Kauf genommen zu haben. Außerdem erwiesen sich viele Entwicklungen in den neuen Technologien als sehr teuer und verfügten auf absehbare Zeit über ein schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis, so dass hierbei häufig der Staat (insbesondere bei der Grundlagenforschung) Hilfestellung leisten musste.
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Die Terroranschläge vom 11. September 2001


An diesem Tag verübte die islamistische Terrorgruppe Al-Quaida ihre Anschläge in den USA. Das World Trade Centre in New York und das Pentagon in Washington wurden getroffen, Tausende von Menschen verloren ihr Leben. Diese Anschläge wirkten sich wirtschaftlich auf verschiedene Branchen, insbesondere auf die Fluggesellschaften aus.


Die Finanz- und Wirtschaftskrise 2007 ff. mit anschließender EURO-Krise


Vor allem im anglo-amerikanischen Raum war das Wirtschaftswachstum in den Jahren vor und nach der Jahrtausendwende überwiegend durch die Finanzwirtschaft erwirtschaftet worden. Da im internationalen Finanzgeschäft die Spekulation eine herausragende Rolle spielt, waren gefährliche Schwankungen für viele Kritiker aber nur eine Frage der Zeit.


Schon im Jahr 2007 mehrten sich die Anzeichen für eine gravierende Finanzkrise. Zum Ende des Jahres 2008 brach diese durch die Insolvenz der amerikanischen Investmentbank Lehman Bros. endgültig aus. Diese Bank war das erste größere Opfer der sogenannten „Subprime-Finanzkrise“, die von den USA in die gesamte Welt exportiert wurde und zum bis dahin schwersten Prüfstein des 21. Jahrhunderts für die Weltwirtschaft wurde.


Die Subprime-Krise wurde ausgelöst durch eine unglaublich hohe Anzahl von Darlehen, mit denen amerikanische Hypothekenbanken für Hauskäufe privater Kunden sorgten, auch für solche Kunden, die nicht über die beste Bonität verfügten („Subprime-Kunden“). Für beide Seiten erschienen die Kredite als „Win-win-Geschäft“: Da die Immobilienpreise in den USA jahrelang gestiegen waren, waren die Kreditnehmer der Meinung, die finanzierte Immobilie wenige Jahre später mit Gewinn verkaufen zu können. Die Hypothekenbanken bündelten ihre Kredite zu Anleihen, welche mit den Hypothekenforderungen als Sicherheit, aber eben auch mit allen Kreditrisiken an andere Kreditinstitute verkauft wurden. Die kaufenden Banken schnürten die Hypothekenpapiere wieder zu neuen Anleihen um und verkauften sie wiederum weiter. Diese Vorgänge wurden noch mehrfach wiederholt, so dass die letzten Käufer, das waren Kreditinstitute (und viele ihrer Kunden) auf der ganzen Welt, kaum noch wussten, welche Risiken sie sich mit diesen Anleihen eingekauft hatten.


Inzwischen aber stieg der Hypothekenzinssatz in den USA, und da die Hypotheken-Kreditnehmer in der Regel nur kurzfristige Zinsbindungsfristen ausgehandelt hatten, stiegen auch ihre monatlichen Zahlungsverpflichtungen. Viele Haushalte konnten diese Belastungen nicht mehr aufbringen und mussten daher die finanzierte Immobilie verkaufen. Dies führte zu starken Wertverlusten auf dem Immobilienmarkt, die dann endgültig Zahlungsverzüge, häufig auch Privatinsolvenzen vieler Haushalte mit sich brachten. Die weltweit verkauften Anleihen, in denen diese „geplatzten“ Hypothekenkredite gebündelt waren, verloren daraufhin an Wert, und weltweit gerieten Kreditinstitute, die in diesen Anleihen investiert hatten, in „Schieflage“. Vor allem aber brach der Markt für Interbankenkredite zusammen, weil jede Bank vermutete, dass ihr Wettbewerber vor allem deshalb Kredite brauchte, weil er in diesen nun kaum noch werthaltigen Anleihen investiert hätte. Dieser Interbankenhandel ist aber eine wesentliche Grundlage für das Bestehen des Bankensystems.


Die Finanzkrise zum Ende des ersten Jahrzehnts im neuen Jahrtausend zeigte die Anfälligkeit des Finanzsystems schonungslos auf. Eine Ursache der Krise waren unterkapitalisierte Kreditinstitute,


Eine andere Ursache sehen Bankenkritiker aber auch in den problematischen Anreizen innerhalb des Banken, dem Bonussystem für Finanzmanager: Dabei werden nicht nur die exorbitante Höhen mancher Boni (die im Extremfall dreistellige EURO-Millionenbeträge pro Jahr erreichen) kritisiert, sondern – und vor allem - auch die gefährlichen Bedingungen für diese Bonuszahlung: Boni werden häufig für kurzfristige Gewinne gezahlt, oftmals nicht aufgrund von Jahres-, sondern von Quartalszahlen. Eine Verlustbeteiligung sahen die Anstellungsverträge der Finanzmanager hingegen praktisch nicht vor, bei Verlusten des Geldinstituts hatten sie lediglich ein Schrumpfen der Bonuszahlungen zu befürchten. Nicht zuletzt wegen dieser Bonizahlungen verstrickten sich manche Geldinstitute viel zu tief in Spekulationen.


In diesem Zusammenhang sind vor allem die Termingeschäfte (auf Wertpapiere, Währungen, Rohstoffe usw, z. B. aber auch auf Lebensmittel) zu nennen. In solchen Geschäften einigen sich die Vertragspartner auf Lieferung und Bezahlung eines Wirtschaftsgutes in der Zukunft, legen aber schon bei Vertragsabschluss Preise und sonstige Konditionen fest. Dies sorgt einerseits für eine stabile Kalkulationsgrundlage, andererseits wohnt diesen Geschäften immer auch ein Spekulationscharakter inne.


Banken sind aber für jede Volkswirtschaft von zentraler Bedeutung. Wenn das Bankensystem „zusammenbricht“ – da sind sich die Volkswirtschaftler einig – dann bricht das gesamte Wirtschaftssystem zusammen. Daher wurde die Finanzkrise weltweit mit staatlichen Hilfsprogrammen bekämpft, die sich deutlich am Keynesianismus anlehnten. In den USA wurden Ende 2008 vom Staat 700 Mrd. US-$ für die Bekämpfung der Finanzkrise zur Verfügung gestellt, in Deutschland wurden 470 Mrd. EURO vor allem als Garantie für den ins Stocken geratenen Interbankenhandel als „Rettungsschirm“ aufgespannt. Dies half mit, alle größeren Banken zu retten (zumindest in Deutschland), auch wenn diese sehr stark an Substanz verloren. Kleinere Banken wie die Valovis-Bank AG (früher KarstadQuelle-Bank) in Essen wurden „wertschonend“ abgewickelt; die Kunden von anderen Kreditinstituten übernommen.


Überall sanken die Aktienkurse, zuerst von Unternehmen der Finanzbranche, später auf breiter Front. Da viele Kreditinstitute aufgrund der beschriebenen Zusammenhänge kaum noch Geld für Kreditvergaben zur Verfügung stellen konnten, ergab sich in vielen Volkswirtschaften eine „Kreditklemme“: Nicht wenige Unternehmen der „Realwirtschaft“ erhielten ihre notwendigen Kredite nicht mehr und gerieten ebenfalls in Liquiditätsprobleme, die bei einer „normalen“ Situation auf den Finanzmärkten gar nicht aufgetreten wären. Auch die Verbraucher fürchteten nun finanzielle Engpässe, was zu einem Konsumeinbruch führte, insbesondere bei der Anschaffung von Autos. Der Automobilabsatz stockte weltweit, insbesondere die amerikanischen Autoproduzenten General Motors, Ford und Chrysler (mit ihren immer noch sehr hohen Anteil an Autos mit hohem Kraftstoffverbrauch) gerieten in Liquiditätsschwierigkeiten; Opel, Ford, Daimler und BMW verfügten in mehreren deutschen Werken einen zeitweisen Produktionsstopp.


Aus der Finanzkrise entwickelte sich also eine allgemeine Wirtschaftskrise, die auch die Realwirtschaft erfasst hatte. Die meisten Staaten antworteten hierauf (in einem zweiten Schritt nach den Hilfen für die Kreditwirtschaft) mit milliardenschweren „Konjunkturprogrammen“. In Deutschland wurden z. B. umfangreichere Abschreibungen ermöglicht und eine „Verschrottungsprämie“ von 3.000 EURO ausgelobt, wenn ein fabrikneues Auto gekauft und gleichzeitig ein altes „verschrottet“ wurde. Natürlich konnten aber auch diese Programme nicht alle angeschlagenen Unternehmen retten.


Nicht nur die Automobilhersteller und -zulieferer, sondern auch weitere Branchen litten unter der weltweiten Krise. Die Chemieindustrie erlitt einen Umsatzrückgang und verfügte zeitlich begrenzte Produktionsstopps an verschiedenen Standorten. Der Software-Entwickler SAP begründete den massiven Kurssturz seiner Aktien mit der Tatsache, dass viele seiner mittelständischen Abnehmer ihre Bestellungen widerrufen hätten, weil sie von ihren Hausbanken keine Kredite mehr erhielten.


Neben einigen kleinen und mittleren Betrieben mussten auch bekannte Großunternehmen in den Jahren 2008 und 2009 Insolvenz anmelden. Dazu gehörten unter anderen der Nähmaschinenproduzent Pfaff, der Modelleisenbahnhersteller Märklin, der Porzellanproduzent Rosenthal, der Textilfabrikant Schiesser, der Fertighaus-Hersteller Kampa, die Warenhausunternehmen Hertie und Deutsche Woolworth, die Osnabrücker Karosserienschmiede Karmann, die Wadan-Werften in Mecklenburg-Vorpommern, der Klavierproduzent Schimmel, das Damenmodeunternehmen Escada, der Tigerpress-Verlag (Lizenznehmer der Fix-und-Foxi-Comics) sowie – als größtes Unternehmen – die Arcandor AG mit ihren Tochtergesellschaften Primondo (mit z. B. Quelle) und dem Karstadt-Warenhausbetrieb.




[image: Der Kaiserslauterner Blechinstrumentenhersteller Georg Michael Pfaff baute 1862 seine ersten Nähmaschinen. 1960 veränderten sich Rechtsform und Firma in G. M. Pfaff AG. 1999 und 2000 durchlief Pfaff zwei Insolvenzverfahren. Im Jahre 2013 wurde Pfaff von einem chinesischen Unternehmen übernommen.]


Der Kaiserslauterner Blechinstrumentenhersteller Georg Michael Pfaff baute 1862 seine ersten Nähmaschinen. 1960 veränderten sich Rechtsform und Firma in G. M. Pfaff AG. 1999 und 2000 durchlief Pfaff zwei Insolvenzverfahren. Im Jahre 2013 wurde Pfaff von einem chinesischen Unternehmen übernommen.





Hertie, Quelle und der Tigerpress-Verlag mussten tatsächlich 2009 den Betrieb einstellen. Die Rechte am Markennamen „Quelle“ sicherte sich der ehemalige Hamburger Konkurrent Otto Versand. Andere Traditionsunternehmen lebten weiter: Kampa wurde als GmbH neu gegründet (vorher AG). Die Deutsche Woolworth wurde vom Tengelmann-Konzern aufgekauft und konzentrierte sich nunmehr auf mittelgroße Ladenlokale. Das Osnabrücker Stammwerk von Karmann wurde in den VW-Konzern eingegliedert. (VW verzichtete dabei auf die Fortführung des Markennamens Karmann.) Ebenso wie Pfaff fanden auch die Wadan-Werke, Rosenthal, Schiesser und Escada neue Investoren. Schimmel und Karstadt (unter Verzicht auf den Namen „Arcandor“) überstanden ihr Insolvenz-Verfahren. Bei fast jedem Unternehmen, das die Insolvenz „überlebte“, wurde dies aber mit Betriebsverkleinerungen und Arbeitsplatzverlusten „erkauft“.
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Die Firma Escada war eine Weiterführung der Strickwarenfabrik Srb GmbH in München. Margaretha Srb, ein Model aus Schweden und gleichzeitig eine gelernte Schneiderin, hatte nach dem Tod ihres Mannes das Unternehmen zuerst übernommen, 1976 aber, zwei Jahre nach ihrer Heirat mit Wolfgang Ley in „Escada“ umbenannt. Margaretha Ley konnte den Bekanntheitsgrad des Namens „Escada“ durch ihre farbenfrohen, hochwertigen Entwürfe im oberen Preissegment der Damenoberbekleidung rasch steigern. 1984 wurde das Unternehmen in Escada AG umfirmiert, wenig später erfolgte ein Börsengang. Nach Margaretha Leys Tod im Jahre 1992 übernahm ihr Mann Wolfgang die Geschäftsführung (vgl. seine Faksimile-Unterschrift auf der abgebildeten jungen Aktie für den Börsengang), entwickelte sich aber zum Minderheitsaktionär. Die Finanzkrise 2007 ff. führte auch bei Escada zu hohen Umsatzeinbußen, so dass das Unternehmen 2009 insolvent wurde. Dieses Insolvenzverfahren endete aber noch im gleichen Jahr, als Escada von Megha Mittal übernommen wurde, der Tochter des indischen „Stahl-Gurus“ Lakshmi Mittal.





Von der weltweiten Wirtschaftskrise konnten sich nicht alle Staaten gleichzeitig erholen. Während die USA und „EURO-Nordstaaten“ (z. B. Deutschland, Finnland und die Niederlande) relativ schnell wieder ein stabiles Wirtschaftswachstum verzeichnen konnten, verblieben andere Länder, insbesondere im südlichen EURO-Raum, in der Rezession.


Da gerade die EURO-Länder während der Finanzkrise riesige Geldsummen erst zur Stützung ihrer Finanzinstitute, später zur Bekämpfung der gesamtvolkswirtschaftlichen Rezession aufwendeten, entwickelte sich zu Beginn der 2010er Jahre die EURO-Krise, in deren Verlauf die EU, die Europäische Zentralbank EZB und der Internationale Währungsfonds IWF (die sogenannte „Troika“) zuerst Griechenland massiv unterstützen mussten. Trotzdem wurden griechische Staatsanleihen nur noch teilweise zurückgezahlt. (Die „Finanzaufsicht“ über Griechenland endete erst im Jahre 2022.) Weitere Länder, Zypern, Portugal und Spanien, aber auch Irland, erhielten ebenfalls Unterstützungsleistungen. In unterschiedlicher Intensität verspürten diese Volkswirtschaften die Nachteile der Konzentration auf wenige Branchen: Spanien krankte an den Problemen seiner überdimensionierten Immobilienbranche, Irland und Zypern an der dominierenden Bankenbranche innerhalb ihrer Volkswirtschaften.


Die angesprochenen nördlichen EURO-Länder hatten ihre Volkswirtschaften schon vor der Krise durch entsprechende Reformen wettbewerbsfähig gestaltet, in Deutschland z. B. durch die sogenannten „Hartz-IV-Gesetze“ im Bereich der Sozialversicherung. (Ob die dadurch gestiegene Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auch zu einer Wohlstandsmehrung in der gesamten Bevölkerung geführt hatte, ist allerdings umstritten.) Solche wirtschaftspolitischen Maßnahmen waren in vielen südlichen Ländern unterlassen worden. Aus diesem Grund war der EURO daher für Deutschland, die Niederlande oder Finnland eher zu niedrig bewertet, was den Warenexport dieser drei Länder zusätzlich forcierte, während der EURO für Länder wie Griechenland eher zu hoch bewertet war; griechische Waren wurden in der übrigen Welt zu teuer. Langfristig können solche „Schieflagen“ innerhalb der EURO-Länder nur durch eine harmonisierte Wirtschaftspolitik vermieden werden. Diese war aber nicht in Sicht, und daher zeigte sich hier ein „Geburtsfehler“ bei der Einführung des EURO.


Der GAU im Kernkraftwerk Fukushima (Japan) 2011


Im März 2011 wurde das japanische Kernkraftwerk Fukushima durch einen Tsunami schwer beschädigt. Es kam zu Reaktorschmelzen, wobei große Mengen an radioaktivem Material freigesetzt wurden. Dieser Unfall war der bedeutendste Zwischenfall in einem KKW seit dem „GAU“ (größten anzunehmenden Unfall) in Tschernobyl (UdSSR) im Jahre 1986).


Die CDU-geführte Bundesregierung initiierte daraufhin unverzüglich die „Energiewende“ weg vom Atomstrom, auch wenn zwei der bedeutendsten deutschen Unternehmen, RWE und E.ON (bis dahin zeitweise das größte deutsche Unternehmen, gemessen am Aktienwert) dadurch nachhaltig geschwächt wurden. Dieser Vorgang zeigte ebenso deutlich das Primat der Politik (unterstützt durch die Mehrzahl der Bürger) gegenüber der Wirtschaft auf wie die Reaktion auf die nächste Krise:


Die Krim-Krise 2014


Im Jahre 2014 trennte Russland völkerrechtswidrig mit Waffengewalt die Halbinsel Krim von dem Nachbarland Ukraine ab und fügte sie in den eigenen Staatsbereich ein. Gleichzeitig unterstützte Russland die Separationsbewegungen im Osten der Ukraine.


Der „Westen“ (insbesondere die USA und die EU) antwortete mit Wirtschaftssanktionen. Vor allem wurden bestimmte Exporte nach Russland untersagt, beispielsweise Waffen- oder Nahrungsmittelexporte.


Die deutsche Wirtschaft war von dieser Entwicklungen überdurchschnittlich betroffen: Die BASF konnte das bei der Konzerntochter Wintershall angesiedelte Gashandels- und Gasspeichergeschäft nicht an den russischen Partner verkaufen und natürlich auch nicht die im Gegenzug vereinbarten Anteile an sibirischen Erdgasfeldern erhalten. Die durch die „Energiewende“ wirtschaftlich angeschlagene RWE AG wollte ihre Erdöl- und Erdgas-Explorations-Geschäftssparte DEA (Upstreamgeschäft mit fast 200 Uspstream-Öl- und Gaslizenzen in der Nordsee und im Nahen Osten) verkaufen. Die Verkaufsverhandlungen zogen sich aber hin. Die DEA konnte nicht schon – wie geplant – im Jahre 2014, sondern erst ein Jahr später an die in Luxemburg ansässige LetterOne Group, eine Investmentgesellschaft im Herrschaftsbereich des russischen Öl- und Banken-Milliardärs Michail Fridman, verkauft werden. (Das „Downstreamgeschäft“ der DEA mit den Tankstellen war schon 2002 an Shell verkauft worden). Die Salzgitter AG stoppte die geplante Röhrenherstellung (in der Tochtergesellschaft Mannesmannröhren) für das vorläufig abgesagte South-Stream-Pipeline-Projekt. Darüber hinaus sorgen sich auch viele mittlere und große Unternehmen um ihre Russlandgeschäfte.


Der Flüchtlingsstrom 2015 ff.


Schon innerhalb Europas war das Flüchtlingsproblem (insbesondere aus den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens) auch im 21. Jahrhundert niemals vollständig beendet gewesen; aus den außereuropäischen Ländern kamen Flüchtlinge aus Kriegsgebieten (Afghanistan, Sudan etc, ab 2016 in großer Anzahl Syrien) hinzu. Viele weitere Flüchtlinge, insbesondere aus Afrika, werden häufig als „Wirtschaftsflüchtlinge“ bezeichnet, die in ihren Ländern nicht wegen ihrer Herkunft, ihrer Religion etc. verfolgt werden, sondern in ihrer Heimat am Existenzminimum leben und sich von einem Leben in Europa eine deutliche Verbesserung ihrer Lebenssituation versprechen. Dieser Flüchtlingsstrom sorgte für erbitterte Debatten in Bevölkerung und Politik und die politisch weit rechts angesiedelte Partei „AfD“ eroberte Plätze in verschiedenen deutschen Parlamenten, ohne aber irgendwo politische Entscheidungsmacht zu erreichen. 2017 ebbte der Flüchtlingsstrom vorerst wieder ab.


Für die Wirtschaft stellte dieser Flüchtlingsstrom keine besondere Herausforderung dar. Im Gegenteil: Mehrere Vertreter der Wirtschaft begrüßten die Flüchtlinge zuerst fast schon euphorisch, weil sie sich dadurch mittelfristig eine Verbesserung des Arbeitskräftemangels in verschiedenen Berufen, insbesondere im Handwerk, versprachen. Diese Hoffnung erfüllte sich aber nur sehr ansatzweise, weil viele der Asylsuchenden über eine sehr geringe Bildung verfügten und nicht, wie vermutet, schon nach einem Jahr (mit intensiver Schulung in der deutschen Sprache) ausbildungs- bzw. arbeitsfähig wurden. Viele Flüchtlinge waren an den vergleichsweise gering bezahlten Ausbildungsplätzen auch deshalb nicht interessiert, weil sie sich vor allem in der Pflicht sahen, ihre in den Heimatländern zurück gebliebenen Verwandten bestmöglich zu unterstützen.


Die Corona-Pandemie 2020 ff.


Die Weltwirtschaft befand sich bis zum Frühjahr 2020 im Aufschwung. Dann schlug der Corona- Virus „SARS-CoV-2“ zu und sorgte für die größte Pandemie seit der Spanischen Grippe 100 Jahre zuvor.


Am 31.12.2019 wurde in Wuhan (China) der erste Fall einer neuen Lungenkrankheit diagnostiziert, die weltweit den Namen „Covid-19“ erhielt. Der Corona-Virus erreichte schon im nächsten Monat Europa, auch Deutschland. In Deutschland verstarben allein im Jahr 2020 mehr als 30.000 Menschen an Corona, außerdem starben über 6.000 weitere Personen zwar nicht direkt an Corona, waren aber mit Covid-19 infiziert.


Bundes- und Landesregierungen in Deutschland reagierten 2020 schnell: Es gab ungeahnte gesellschaftliche Einschränkungen: In Schulen, Kindergärten und Universitäten fiel der Unterricht aus, Messen, Kultur- und Sportveranstaltungen wurden ausnahmslos abgesagt, Grenzen auch innerhalb der EU geschlossen (in der Regel mit Ausnahmen z. B. für berufliche Pendler, insbesondere im Gesundheitswesen), kulturelle Betriebe (Theater, Zoos etc.), Körperpflege-Dienstleistungen (Friseure, Kosmetikstudios, auch Fitnessstudios etc.) und „Amüsierbetriebe“ (von Tanz- und Musik-„Clubs“ bis hin zu Bordellen) wurden geschlossen, ebenso jegliche Ladenlokale, die nicht der unmittelbaren Versorgung dienten. Lebensmittel, Apotheken, Drogerien, Tierbedarfshandlungen, Kioske etc. durften geöffnet bleiben, unterlagen aber strengen Zugangsbestimmungen. Restaurants durften nur noch außer Haus verkaufen oder liefern. Zusammenkünfte mit mehr als 2 Personen wurden verboten (Ausnahme: mehrköpfige Haushalte). Am 17. März 2020 wurde eine weltweise Reisewarnung ausgesprochen, was jede gebuchte Auslandsreise unmöglich machte. Auch innerhalb Deutschlands wurde der Tourismus schrittweise untersagt. Dieser „Lockdown“ wurde prinzipiell – mit verschiedenen Variationen und zwischenzeitlichen Lockerungen – bis zum Frühjahr des nächsten Jahres aufrecht erhalten.


Die Folgen dieser Einschränkungen – auch für die Wirtschaft – waren dramatisch: Die Zahl der Kurzarbeiter stieg in Deutschland bis Ende April auf 10 Mio an; die Anzahl der Arbeitslosen vergrößerte sich im April um 300.000. Der private Konsum ging zurück. Die Börsenkurse fielen steil nach unten; der DAX z. B. gab von 13.789 Punkten am 19. Februar 2019 auf 8.442 Punkte am 13. März 2020 nach. Das entsprach einem Kursverfall von mehr als 38 %.


Bund und Länder zusammen verabschiedeten innerhalb weniger Tage „Hilfspakete“ in einer Gesamthöhe von mehr als 200 MRD EURO, die sich aus Beihilfen und Krediten zusammensetzten und zusätzlich einen erleichterten Zugang für Kurzarbeitergeld beinhalteten. Im Juni einigte sich die Regierungskoalition auf ein ca. 130 MRD schweres Konjunkturprogramm, deren Herzstück die Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes von 19% auf 16% war (begrenzt bis zum Jahresende). Finanziell unterstützt wurden neben Unternehmen (durch Überbrückungshilfen) auch Eltern (durch eine Einmalzahlung von 300 EURO pro Kind) und finanzschwacher Kommunen. Außerdem wurde die staatliche Kaufprämie für E-Autos von 3.000 auf 6.000 EURO verdoppelt; eine allgemeine Kaufprämie für Autos aller Antriebsarten wurde abgelehnt. Darüber hinaus wurden auch Gelder für Investitionen bereitgestellt.


Durch ein weiteres Bundesgesetz wurden Mieter mittelfristig vor Kündigungen aufgrund von Mietrückständen geschützt. Dies wurde von mehreren Unternehmen (Adidas, Deichmann, C&A, H&M) genutzt, um Mietzahlungen vorübergehend einzustellen.


Adidas war neben dem Tourismuskonzern TUI auch das erste Großunternehmen, das staatliche Kredite nachfragte. Im Dezember stieg der Staat auch mit 25 % des Aktienbestands bei dem Touristikkonzern TUI ein, da die zuvor eingeräumten staatlichen Kredite nicht ausgereicht hatten. Ende April wurde auch dem Flugunternehmen Condor ein Überbrückungskredit bewilligt (zum zweiten Mal seit dem Zusammenbruch des Reisekonzerns Thomas Cook). Der Condor-Konkurrent Ryanair sorgte dafür, dass die Rechtmäßigkeit dieser Überbrückungskredite später rechtlich überprüft werden mussten.


Ebenso wie die TUI beschaffte sich auch die Lufthansa beschaffte sich eine staatliche Beteiligung am Unternehmen. Sie hatte mehr als 90 % ihrer Flüge stornieren und mehr als 100 Passagierflugzeuge zeitweilig stillegen müssen, weil der Flugverkehr fast zum Erliegen gekommen war. Im Juni 2020 beteiligte sich der Staat mit 20 % an der notleidenden Fluggesellschaft, die im Gegenzug dazu (aufgrund von Auflagen der EU-Wettbewerbsbehörde) ein paar Flugzeuge verkaufen und ein paar Landerechte an Konkurrenten abgeben musste.


Auch die Flughäfen wurden unterstützt, weil beispielsweise im April an den deutschen Flughäfen 98,6% weniger Passagiere gezählt als im Vorjahresmonat. (Im April flogen fast nur noch Passagiermaschinen, die im Auftrag der Bundesregierung Urlauber aus dem Ausland zurückholten.) Der Flughafen Frankfurt-Hahn, der sechstgrößte Transportflughafen Deutschlands, meldete Insolvenz in Form eines „Schutzschirmverfahrens“ an.


Das „Schutzschirm“-Verfahren ist, vereinfacht ausgedrückt, ein Insolvenzverfahren in Eigenregie, ohne festgestellte Zahlungsunfähigkeit und ohne den makelbehafteten Begriff „Insolvenz“. Das „Schutzschirmverfahren“ gibt der Geschäftsführung des Unternehmens (unterstützt durch einen gerichtlich bestellten Sachwalter) drei Monate Zeit, um einen Sanierungsplan aufzustellen. In dieser Zeit ist es vor den Gläubigern geschützt.


Unter diesen „Schutzschirm“ flüchteten auch weitere bekannte Namen, z B. der Elektro-Scooter-Hersteller e.Go, vor allem aber Betriebe mit direktem Kundenkontakt wie das Warenhausunternehmen Galeria Karstadt Kaufhof, die Mode- bzw. Textilfilialisten Adler Modemärkte, Sinn (früher Sinn-Leffers), Esprit und das ehemalige Douglas-Holding-Unternehmen AppelrathCüpper, die Deutsche Confiserie Holding (Arko, Eilles, Hussel), Sport Voswinkel, die Steakhaus-Ketten Vapiano und Maredo sowie Europas größter Bordellbetrieb Pascha in Köln. Alle genannten Unternehmen konnten (nach unterschiedlichen Sanierungsmaßnahmen) ihre Geschäfte aufrecht erhalten oder später wieder aufnehmen (ggf. nach unterschiedlichen Umstrukturierungen): viele andere, weniger bekannte Betriebe blieben aber endgültig auf der Strecke.


Viele Unternehmen klagten verstärkt über Belieferungsprobleme für Rohstoffe aus Asien. Aufgrund der rigurosen Covid-Einschränkungen in China brach der Import aus diesem größten Außenhandelspartner Deutschlands besonders kräftig ein. Die Materialknappheit betraf insbesondere die Hersteller von Gummi- und Kunststoffwaren, aber auch die Verwender von Halbleitern (hier vor allem die Produzenten von Automobilen und Maschinen bzw. Geräten der Kommunikations- und Unterhaltungselektronik). Die Materialknappheit aufgrund von unterbrochenen internationalen Lieferketten war in vielen Branchen (auch in der für Deutschland besonders wichtigen Automobilbranche) ein Grund für Produktionsausfälle und Kurzarbeit. Eine Reaktion darauf war der Versuch, die bisherige Konzentration der Halbleiterherstellung im Ausland (vor allem in China) aufzuhebeln. Daher wurde 2022 die Übernahme der Münchner Siltronic AG durch das taiwanesische Unternehmen GlobalWafers durch die Bundesregierung untersagte. Siltronic stellte vor allem „Wavers“ her. Diese sind die Grundplatten für elektronische Bauelemente, z. B. für integrierte Schaltkreise (die bekannten „Chips“).


Manche Unternehmen konnten von Corona aber auch profitieren. Das galt vor allem für Paketdienste, Internethändler und den Elektrofahrradmarkt, aber auch für Spezialunternehmen, z. B. für die Hersteller von qualitativ hochwertigen Pharmaverpackungen, z. B. von Fläschchen für Impfstoffe. Auch viele Handwerksunternehmen hatten volle Auftragsbücher, da die Verbraucher nicht in Urlaub reisen oder in Restaurants speisen konnten, investierten sie viel Geld in die „eigenen Wände“. Die Folge waren hohe Lieferzeiten und steigende Preise.


Die EU investierte ab Mitte April 500 MRD EURO in ein Rettungspaket, das aus Kreditzusagen des EURO-Rettungsfonds ESM, Darlehen der Europäischen Investitionsbank EIB und aus einem europäischen Kurzarbeitergeld bestand.


Ansonsten wurde die internationale Kooperation wurde auf eine harte Probe gestellt: So gab es mehrfach Streit auf internationaler Ebene um den weltweit geringen Bestand von medizinischen Ausrüstungen. Die USA z. B. beschlagnahmten in Asien eine Sendung von Atemmasken, die von dem Land Berlin dort bestellt und schon zur Ausfuhr bereit lagen. Das biopharmazeutische Unternehmen CureVac AG aus Tübingen, das mehrheitlich dem SAP-Mitgründer und Fußballsponsor Dietmar Hopp (TSG Hoffenheim) gehört, wurde von der amerikanischen Trump-Regierung mit hohen Zahlungen zum Umzug in die USA aufgefordert. Forscher des Unternehmens wurden ebenfalls geködert. Der Grund dafür war, dass CureVac ein führendes Unternehmen in der Coronavirusforschung war. Dietmar Hopp widersetzte sich den Avancen der Amerikaner, weil diese eventuellen Erfolge des Labors nur den USA zugute kommen lassen wollten. Hopp, der als einer der reichsten Männer Deutschlands gilt, bestand aber darauf, dass ein eventuell von CureVac entwickeltes Serum allen Menschen zur Verfügung gestellt werden sollte. Im Juni 2020 beteiligte sich der deutsche Staat mit 23 % an Curevac. Wirtschaftsminister Altmaier erklärte dazu: „Germany is not for sale.“


Im November 2020 meldete das Mainzer Unternehmen Biontech SE zusammen mit seinem amerikanischen Partner Pfizer einen Erfolg bei der Entwicklung ihres Impfstoffes. Da weitere Hersteller bald folgten, verminderte sich ab 2021 die Zahl der Corona-Kranken und –Toten durch die Impfungen erheblich.


Der „Brexit“ zum 31.12.2020


Die Mehrzahl der britischen Bevölkerung, angeführt vom späteren Premierminister Boris Johnson, sah den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zwar als „Befreiung“ an, aber die Beziehung zwischen dem UK und den verbliebenen 27 EU-Mitgliedern verkomplizierte sich und für die Wirtschaft war der „Brexit“ ein herber Rückschlag, allerdings mehr für die britische Wirtschaft als für die Wirtschaft in der EU. Für die EU war der Austritt Großbritanniens vor allem ein politischer Rückschlag.


Der Krieg in der Ukraine


Im Februar 2022 schien die Weltwirtschaft wieder in Schwung zu kommen. Inzwischen waren mehrere wirksame Impfseren auf dem Markt und der nun vorherrschende Corona-Virus, die „Omikron-Variante“, war zwar hochansteckend, aber in der Regel weniger gefährlich als seine Vorgänger.Offenbar hatte die Corona-Pandemie ihren Höhepunkt überschritten,


Aber die nächste Katastrophe ließ nicht lange auf sich warten: Am 24. Februar 2022 überfielen russische Streitkräfte auf Befehl des Staatspräsidenten Wladimir Putin die neutrale Ukraine. Die EU und andere westliche Staaten antworteten mit Waffenlieferungen an die Ukraine, mit Verlegung von Streitkräften in die osteuropäischen Staaten und mit abgestimmten Wirtschaftssanktionen.


Die Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft (und die Weltwirtschaft) waren deutlich spürbar. Deutschland importierte zu Beginn des Krieges unterschiedliche Rohstoffe aus Russland, darunter ungefähr ein Drittel seiner Erdöl-Einfuhren und sogar 55% seines Erdgasbedarfs. Der Fortbestand dieser Lieferungen wurde fraglich, auch, weil mehrere russische Banken vom internationalen „Swift“-Zahlungsverkehrssystem ausgeschlossen wurden. Die Bundesregierung stoppte das Genehmigungsverfahren für die „North-Stream-II“-Pipeline. Im Anschluss daran mussten die an North-Stream-2 beteiligten Investoren ihre Anlagen und Kredite abschreiben.


Die über lange Zeit erfolgreiche „Geschäftsidee“ des Wirtschaftsstandorts Deutschland (Rohstoffe und Energie preiswert einkaufen, im eigenen Land hochwertige Produkte herstellen und diese überall in der Welt teuer verkaufen) funktionierte aufgrund der gestörten Lieferketten und der drastisch verminderten Energieimporte aus Russland nicht mehr so reibungslos wie zuvor. Die Folge war eine enorme Verteuerung der Energiekosten in Deutschland, auch weil die SPD/Grüne/FDP-Regierung fast gleichzeitig infolge ihres ökologischen Politikansatzes einerseits die Atomenergie in Deutschland beendete und die Kohleverstromung verringerte, andererseits die Infrastruktur für die „alternativen“ Energiequellen noch lange nicht in ausreichendem Maß vorhanden waren. Daher musste Strom im Ausland nachgekauft werden.


Deutschland versuchte (wie alle anderen NATO- und EU-Länder auch) die Abhängigkeit von den russischen Gaslieferungen zu vermindern. Ein Schritt in diese Richtung wurde schon im Mai 2022 getätigt, als die Bauarbeiten für das erste von mehreren geplanten LNG-Terminals (für mit Schiffen angeliefertes Flüssiggas) in Wilhelmshaven begannen.


Viele westliche Firmen belieferten Russland (und das mit ihm verbündete Weißrussland) mit vielen Produkten nicht mehr und stellten auch ihre Produktionen in Russland ein (schon eine Woche nach Kriegsausbruch z. B. BMW, Mercedes und VW). Andere schlossen sich diesem Boykott nicht an, z. B. die Bayer AG, die damit argumentierte, dass eine Nichtbelieferung der russischen Bevölkerung mit Arzneimitteln inhuman sei und zudem die Falschen treffen würde.


Auch die Exporte der Ukraine verringerten sich, insbesondere die Ausfuhr von Weizen und anderen Lebensmitteln. Dies betraf Europa, vor allem aber auch Entwicklungsländer in Afrika.


Wieder einmal schlug in einer Krisenzeit die Stunde der Spekulanten (negativer ausgedrückt: der Kriegsgewinnler). Dabei gerieten besonders die großen Ölgesellschaften in den Verdacht: Die Benzin- und Dieselölpreise stiegen an den Tankstellen im März in kurzer Zeit um mehr als 40 Cent pro Liter, obwohl es noch gar nicht zu Verknappungen der Öllieferungen gekommen war. Die multinationalen Ölkonzerne aber verbuchten hohe Gewinnsteigerungen. Auch als der Weltmarktpreis für Rohöl sich kurze Zeit später wieder auf dem „alten“ Niveau einstellte, fielen die Preise an den Tankstellen nur langsam und nicht in dem entsprechenden Maße.


Der Staat reagierte u. a. mit verschiedenen Sonderzahlungen sowie mit „Preisdeckelungen“ im Gasgeschäft für Privatpersonen und Firmen. Für drei Monate gab es das 9-EURO-Monatsticket, das für den ÖPNV im gesamten Bundesgebiet galt. Außerdem gab es eine (ebenfalls dreimonatige) deutliche Verminderung der Kraftstoffsteuer.
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Die Gasimporteure mussten wegen der eingeschränkten Erdgas-Lieferung aus Russland teure Ersatzbeschaffungen durchführen (ohne diese sofort auf ihre Abnehmer abwälzen zu können. Da diese Gasimporteure aber „systemrelevant“ waren, wurden die größten Importeure, Uniper und Sefe (das frühere Gazprom Germania) praktisch (durch Ankauf ihrer Aktien) für einen gewissen Zeitraum verstaatlicht.Im Sommer 2021 hatte die EZB ihr zu erreichendes Inflationsziel von „knapp unter 2% p.a.“ auf „genau 2% p.a“ erhöht. Da dieses Ziel mittelfristig erreicht werden soll, sind temporäre Abweichungen nach oben und unten erlaubt, was der EZB eine Weiterführung der „Politik des billigen Geldes“ ermöglichte. Diese Entscheidung fiel zu einer Zeit, in der die Deflations-Sorgen überwunden waren und die Inflation in Europa die 2-%-Grenze (insbesondere durch Nachhol-Konsum nach der Corona-Krise sowie aufgrund von Lieferengpässen in der Produktion) überschritten hatte. Im Jahre 2022 erhöhte sich die Inflationsrate infolge des Russland-Ukraine-Konflikts zeitweise auf mehr als 10% p.a. Die Europäische Zentralbank in Frankfurt (EZB) reagierte mit mehrfachen Zinserhöhungen und beendete damit eine seit der Wirtschaftskrise 2007 ff. anhaltende Niedrigzinsphase.


Diese Geldentwertung bekamen häufig wieder einmal die Unternehmen zu spüren, die auch schon unter der Corona-Krise gelitten hatten. So musste z. B. der Kaufhauskonzern Galeria Karstadt Kaufhof wieder einmal Insolvenz anmelden und kündigte an, dass in der näheren Zukunft von den verbliebenen 131 Filialen mindestens 30 % geschlossen werden sollten. Weitere Insolvenzen betrafen bekannte Unternehmen wie das Schuhhandelsunternehmen Görtz und den Sanitärpapierhersteller Hakle.


Aspekte der gesellschaftlichen Entwicklung


Das Statistische Bundesamt schätzte für 2021 eine Bevölkerungszahl von knapp über 83 MIO. Der Zuwachs war vor allem eine Folge der Zuwanderung und der höheren Geburtenzahlen in Familien mit Migrationshintergrund.


Gestiegene Kosten der Sozialversicherungen, begründet unter anderem durch den technischen Fortschritt auch im Gesundheitswesen, die Kosten der Wiedervereinigung und der demografischen Wandel der deutschen Gesellschaft (mit dem Schlagwort „Vergreisung“ zwar sehr plakativ, aber grundsätzlich richtig dargestellt) führten zu einer Reform der Sozialversicherungen: Die Kohl-Regierung (CDU/FDP) führte 1995 die Pflegeversicherung ein. Ab 2000 folgte (durch die Schröder-Regierung SPD/Grüne) eine Reform der Altersrentenversicherung mit einem späteren regelmäßigen Renteneintrittsalter (mit 67 statt 65 Lebensjahren) und einem „demografischen Faktor“ bzw. „Nachhaltigkeitsfaktor“, der die Quote zwischen Einzahlern und Empfängern von Leistungen der Rentenversicherung berücksichtigte (und durch die demografische Entwicklung Deutschlands ebenfalls zu einer Rentenkürzung führte).


In weiten Teilen der Bevölkerung wurden diese Einschränkungen des Sozialstaats ebenso mit Sorge betrachtet wie die Globalisierung des Arbeitsmarkts. Die „Deutschland AG“ wurde ab den 1980er Jahren systematisch abgebaut. Die internationale Konkurrenz führte seit Ende des 20. Jahrhunderts weltweit, also auch in Deutschland, zu einer Entlastung der Unternehmenssteuern und zu einer Belastung der Verbraucher, z. B. in Form der Erhöhung der Mehrwertsteuer (2007) und zu einer Kürzung der Sozialleistungen (insbesondere bei den Renten und durch die Umsetzung der „Hartz-IV“-Gesetze für Langzeitarbeitslose und sozial Bedürftige). Trotzdem wurden vor allem „einfache“ Arbeitsplätze ins Ausland verlagert. Die Wirtschaftsaufschwünge im neuen Jahrtausend (die mehrfach durch Krisen unterbrochen wurden) gingen nach Meinung vieler Bürger an den Beziehern kleinerer und mittlerer Einkommen vorbei.


Wenn in Zeiten der Wirtschaftsaufschwünge tatsächlich die Arbeitslosenquote deutlich verringert wurde, so geschah das auch durch die zahlenmäßige Zunahme sogenannter „prekärer“ Arbeitsverhältnisse: Teilzeitarbeit, befristete Arbeitsverträge, Quasi-Selbstständigkeit, Leiharbeit und Niedriglohnverträge (auf die der Staat mit der Einführung von Mindestlöhnen reagierte). Seit dem Jahr 2013 war ungefähr die Hälfte aller neu abgeschlossenen Arbeitsverträge befristet. Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes kam der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen sicherlich entgegen; eine längerfristige Planungssicherheit ist in den entsprechenden Privathaushalten aber nicht mehr gegeben; daher konnte auch z. B. die Wohnungsbau-Branche von dem Wirtschaftsaufschwung nur bedingt profitieren. Außerdem besteht bei diesen „prekären“ Arbeitsverhältnissen ein latentes Risiko der Altersarmut.


Viele Erwerbstätige, nicht nur im Osten, empfanden auch eine potenzielle Arbeitslosigkeit zunehmend als Bedrohung für ihren Lebensstandard und reagierten mit Mehrarbeit. Kritische Philosophen sehen dies als Folge der neoliberalen Marktwirtschaft im 21. Jahrhundert an. Nach ihrer Meinung entwickelte sich parallel zu der „klassischen“ Ausbeutung der Arbeitenden (wie im 19. Jahrhundert) ebenso eine „Selbstausbeutung“, von der alle Schichten betroffen seien. Ein Scheitern in dieser Leistungsgesellschaft wird dabei von den Individuen als ihr eigener Fehler angesehen – mit Depressionen und „Burnout-Syndromen“ als Folgen.


Die Lohnquote war schon vor der Wiedervereinigung stetig gesunken; dieser Trend setzte sich (mit wechselnder Intensität) auch danach fort. Während die Reallöhne seit der Jahrtausendwende sich kaum veränderten, stiegen die Vermögens- und Gewinneinkommen in der gleichen Zeit an, trotz der geringen Zinsen ab 2007.


Die gesellschaftlichen Schichten drifteten nach der Jahrtausendwende weiter auseinander. Der „Gini-Koeffizient“ als internationaler Maßstab für die Ungleichverteilung des verfügbaren Einkommens abbildet, zeigte auch für Deutschland eine Zunahme der Einkommensschere auf: Noch höher liegt dieser Wert allerdings in verschiedenen Entwicklungsländern, ebenso in China und den USA.


Auch die Armuts-Gefährdungsquote stieg in Deutschland im 21. Jahrhundert kontinuierlich an. (Wer mit weniger als 60 % des mittleren Einkommens [Median] im Land auskommen muss, gilt als armutsgefährdet.) Armutsrisiken bestehen vor allem bei allein erziehenden Elternteilen, bei Rentnern und bei Zuwanderern. Durch die überproportional steigenden Wohnkostenbelastungen (vor allem in Großstädten) und durch die höhere Arbeitslosigkeit entsteht auch hier ein Risikopotenzial, insbesondere in strukturschwachen Gegenden (wie in weiten Teilen Mitteldeutschlands oder im Ruhrgebiet).


Ähnlich sah die Entwicklung bei der Ungleichheit in der Vermögensverteilung aus: Auch hier liegt der entsprechende Gini-Koeffizient vergleichsweise hoch, ebenfalls höher als in fast allen vergleichbaren Industrieländern. (Auch hier lag die Ungleichheit in den USA aber noch höher.)


Dies alles führte in weiten Teilen der Gesellschaft zu einer zunehmenden Unzufriedenheit. Unzufriedenheit ist kein absolutes, sondern ein relatives Gefühl: Der allgemeine Wohlstand hatte in Deutschland seit den Nachkriegsjahren bedeutend zugenommen, grundsätzlich auch im 21. Jahrhundert. Sozialpolitisch brisant ist aber weniger der allgemeine Wohlstandszuwachs, mehr die auseinander klaffende Schere zwischen „armen“ und „reichen“ Bevölkerungsschichten sowie die Tendenz zur Zweiteilung der Gesellschaft (mit einer schrumpfenden Mittelschicht).


Diese Tendenz zur Zweiteilung der deutschen Gesellschaft macht nicht an den Grenzen der Wirtschaft halt. Auch soziale Beziehungen werden zunehmend ausschließlich in der gleichen Gesellschaftsschicht gelebt; die Zeiten, in denen Mitglieder unterschiedlicher Schichten heirateten, sind prinzipiell längst vorbei: So etwas gab es häufiger in den 1970er Jahren, seit der Jahrtausendwende nur noch in seltenen Ausnahmefällen. Während nun nahezu alle Kinder aus den oberen Schichten das Abitur am Gymnasium und in der Regel anschließend ein Studium anstreben, glauben glauben viele Jugendliche aus den unteren Schichten nicht mehr an eine höhere Bildung als den klassischen Zugangsweg zum gesellschaftlichen Aufstieg. Einen solchen versprechen sie sich mehr und mehr durch Casting-Shows oder als Influencer(in) in den Medien oder durch eine Fußballkarriere.


Auch unter dem Begriff „Kultur“ herrschen zwischen den Mitgliedern beiden Schichten völlig unterschiedliche Ansichten; denn das sehr breite, tiefe und vielschichtige Kulturspektrum in Deutschland wird sehr unterschiedlich genutzt: Unterhaltungsshows im Privatfernsehen einerseits und Opernbesuche andererseits sind für die Angehörigen unterschiedlicher Schichten jeweils weitgehend unbekannt. Die „anspruchsvolle“, Kunst, die endlich wieder auf ihre avantgardistischen Wurzeln aus der Zeit vor ihrer Verteufelung im Nationalsozialismus aufgreifen konnte, wird nach wie vor vornehmlich von der wohlhabenderen Bevölkerungsschicht wahrgenommen, obwohl viele Künstler damit unzufrieden sind. Stellvertretend hierfür seien die deutschen Literatur-Nobelpreisträger genannt: Heinrich Böll (1972), Gunter Grass (1999) und die um eine Generation jüngere Herta Müller (2009). Die Werke dieser Schriftsteller erwiesen sich immer auch als kritische politisch-gesellschaftliche Stellungnahmen.


Das Interesse an der Politik ging im 21. Jahrhundert zuerst einmal zurück, messbar an den rückläufigen Beteiligungen an Wahlen. In großen Teilen der Bevölkerung entwickelte sich eine Art von „neuem Biedermeier“, in der die Freizeitgestaltung (mit Reisen, Privat-TV, Computer und Mobiltelefone) einen steigenden Anteil an der (gefühlten?) „Lebensqualität“ erhielt. Die politische Mitbestimmung wurde erst wieder mit dem erstarkten Interesse am Umweltschutz (verstärkt ab ca. 2015), aber auch durch die Flüchtlingswelle, die Corona-Pandemie, den Krieg Russlands gegen die Ukraine und dem immer radikaler werdenden Auftreten der AfD nachhaltig im Bewusstsein der meisten Menschen verankert. Aber auch hier zeigte sich, wenngleich nicht so deutlich wie in anderen Bereichen, die angesprochene Zweiteilung der Gesellschaft:


Für den Umweltschutz engagierten sich vor allem junge Leute, z. B. in der „Fridays for Future“-Bewegung. Aber auch der Umweltschutzgedanke ist in den verschiedenen Schichten unterschiedlich stark vertreten: Oft wird kritisch angemerkt, dass viele der jungen Umweltschützer der „saturierten“ Ober- und oberen Mittelschicht angehören, die sich wenig Sorgen um die eigene Zukunft (und um die Arbeitsplätze ihrer Eltern) machen müssten und die auch bei deutlichen Kostensteigerungen durch Umweltschutzmaßnahmen keine gravierenden Einschränkungen in ihrem Lebensstandard zu befürchten brauchten. Bei einem durchaus großen Teil der Bevölkerung wuchs also die Überzeugung, dass es „denen da oben“ wichtiger erschien, Umwelt- und Gesundheits-politische Ziele durchzusetzen als Arbeitsplätze zu erhalten. Dabei erkennen auch die meisten Kritiker durchaus die Notwendigkeit einer Klimapolitik und teilen sogar die Meinung, dass diese in der Vergangenheit vernachlässigt worden sei; sie kritisieren aber den besonderen (manchmal auch als „ausschließlich“ wahrgenommenen) Schwerpunkt der Politik und großer Teile der Medien auf die Klimaziele - zu Lasten der anderen wirtschaftspolitischen Ziele. Die großen Sorgen der Bevölkerung über die hohen Inflationsraten seit 2022 und über das stagnierende Wachstum der deutschen Volkswirtschaft (im Vergleich zu den Volkswirtschaften aller Nachbarn) mussten daraufhin von der Bundesregierung durchaus wahrgenommen werden.


Auch in anderen Bereichen der Politik drifteten Teile der Gesellschaft zunehmend auseinander: Die Angst vor dem sozialen Abstieg (z. B. vor der Arbeitslosigkeit wegen der veränderten Anforderungen im Beruf und die Sorgen wegen der steigenden Lebenshaltungskosten) sowie die Angst vor einem ungehinderten Zufluss illegaler Einwanderer führten zu einem enormen Aufschwung der rechtspopulistischen Partei AfD. Dabei spielen die modernen Kommunikationskanäle im Netz eine höchst bedenkliche Rolle: Etwa ab der Mitte der 2010er Jahre wurde deutlich, dass in den „sozialen Netzwerken“ zunehmend Fehlinformationen und Falschmeldungen verbreitet werden, sogenannte „fake news“, die vor allem durch politische Populisten initiiert werden. Da diese Meldungen aber in das Weltbild vieler Nutzer passen, werden die Nachrichten gar nicht mehr auf ihren Wahrheitsgehalt hin untersucht, sondern unkritisch als Beleg für die eigene Weltsicht angesehen. (Dieses Problem hat sich in allen Demokratien Europas und Amerikas entwickelt und nationalistische, meistens politisch weit rechts stehende Populisten wie Trump (USA), Erdogan (Türkei), Kaczynski (Polen), Orban (Ungarn), Johnson (Großbritannien), Berlusconi (Italien) und als besonderer Spezialfall Putin (Russland) an die Staatsspitzen gespült, die unmittelbar anschließend daran gingen, demokratische Strukturen abzubauen, um die einmal erreichte Macht nicht mehr zu verlieren.)


Auf der anderen politischen Seite wurden Meinungsfreiheit, Toleranz und Liberalität ebenfalls bedrängt, wenngleich in wesentlich subtilerer Form und mit einem anderen Ziel, nämlich der Emanzipation unterprivilegierter Bevölkerungsgruppen. Diese kritische (auch selbstkritische), manchmal auch selbstgerechte Bewegung kreierte z. B. das Bildnis des „alten weißen Mannes“ als Paradebeispiel für seine (tatsächliche oder nur projektierte) Rolle als gesellschaftlicher Dominator und Unterdrücker mit einem konservativreaktionären Gesellschaftsbild. Der Begriff „alter weißer Mann“ ist aus den USA übernommen worden und bezieht sich dort auf den in diesem Bevölkerungssegment weit verbreiteten Sexismus und Rassismus. Die dem Bild des „alten weißen Mannes“ zugrunde liegende „Critical Race Theorie“ ist Bestandteil einer Ideologie, zu der auch „Wokeness“ (Bewusstsein für soziale Gerechtigkeit und Rassismus), „Cancel Culture“ (Indizierung und Auslöschung diskriminierender Begriffe) zum Teil auch die „political Correctnes“ gehören. Anhänger dieser Theorien kämpfen für die tatsächliche Gleichstellung unterprivilegierter Schichten; Kritiker verweisen auf das Fehlen jeglicher individueller Ansätze dieser Theorien, vor allem aber auch auf ihre Tendenz zur Intoleranz, da jede abweichende Äußerung (und auch die sich äußernde Person) sofort als rassistisch, sexistisch etc. abgestempelt werden kann, was jeglichen intellektuellen Diskurs mit kritischen Einwänden verhindern kann.


Die „Empörungskultur“ ist in dieser „neuen Linken“ also ebenso vertreten wie in dem rechten Populismus. Beide Bewegungen tendieren daher dazu, Kritik nicht argumentativ anzugehen, sondern sofort zu verdammen, was den Glauben an die eigene politische Überzeugung natürlich vereinfacht.


Zwar haben Vereinfachungen und Verallgemeinerungen im politischen Denken in Deutschland im 21. Jahrhundert tatsächlich zugenommen, hier soll dieser Fehler aber nicht begangen werden. Somit soll hier eindeutig festgestellt werden: Schon die oben angesprochene ansatzweise Zuordnung der engagierten Umweltschützer zu den oberen Gesellschaftsschichten e.v.v. ist eine grobe Vereinfachung und Verallgemeinerung; noch gröber (und damit sowohl unzutreffender als auch unzulässiger) wären diese bei einer Zuordnung der gesellschaftlichen Schichten zu den einzelnen politischen Entwicklungstendenzen (Populismus und „Wokeness“), vor allem, weil die demokratischen Grundideen von Toleranz und Liberalität in Deutschland immer noch weitgehend akzeptiert werden.


Toleranz und Liberalität gehören auch unzweifelhaft zu den Grundpfeilern für die weitere Emanzipation von bisher benachteiligten Gesellschaftsgruppen. Die Emanzipation der Frau profitierte im 21. Jahrhundert ebenfalls von US-amerikanischen Importen, z. B. der „Gender Speech“ und der „Me-too“-Bewegung, sie hat aber in Deutschland immer noch einen weiten Weg. Immerhin sind inzwischen in der Öffentlichkeit Witze über Frauen verpönt. Im Arbeitsleben hat sich der Anteil der weibliche Erwerbstätigen erhöht: Waren 1991 nur ca. 57% der Frauen der Altersgruppe zwischen 15 - 65 beruflich tätig, so hat sich dieser Prozentsatz 30 Jahre später auf 72% erhöht. Während aber im gesellschaftlichen, politischen und künstlerischen Leben sowie in den öffentlich-rechtlichen Betrieben die Emanzipation der Frauen auch in nennenswertem Umfang führende Positionen erreicht hat, hat sich dies im Wirtschaftsleben noch nicht richtig durchgesetzt: Nur ca. ein Drittel aller Führungspositionen in der Wirtschaft waren mit Frauen besetzt. Erst im Jahre 2021 gelangte mit Belen Garija die erste Frau als Vorstandsvorsitzende an die Spitze eines DAX-Konzerns, des Pharmazieunternehmens Merck.


Auch die LGBT-Gemeinschaft (manchmal erweitert zu LGBTQIA+) für Menschen außerhalb der herkömmlichen heterosexuellen Norm hat in Deutschland einige Rechte erkämpfen können. Zunehmend werden neben homosexuellen auch „diverse“ und „queere“ Persönlichkeiten nicht nur politisch, sondern auch gesellschaftlich akzeptiert, wenngleich auch hier noch viel zu tun bleibt: Auch in den 2020er Jahren trauen homosexuelle männliche Sportler (vor allem Fußballspieler) kaum sich zu „outen“ (und in vielen sogenannten Fanblocks gilt der Begriff „schwul“ immer noch als Beleidigung). Dagegen wird das „Outen“ bei lesbischen Sportlerinnen, insbesondere im Tennis und im Fußball, eher akzeptiert.


Es gibt aber auch gesellschaftliche Tendenzen, die praktisch für die gesamte, ungeteilte Gesellschaft in Deutschland gelten. Z. B. haben für viele junge Leute – aus allen Schichten - das Fernsehen und sogar das (eigene) Automobil viel von ihrer bis dahin überragenden Bedeutung verloren. (Das Kino noch mehr; dieses Medium überlebte vor allem aufgrund von „Blockbustern“ wie die regelmäßig erschienenen „James-Bond“-Filme oder als „Programmkino“ mit anspruchsvollen Filmen.) Dafür steigt die Bedeutung von modernen Mobiltelefonen und Sozialen Medien (Soziale Netzwerke, Video-Portale, Streaming-Dienste, Nachrichtendienste etc.).


Insbesondere das Smartphone veränderte die Gesellschaft (Freizeit und Arbeitswelt) nachhaltig. Dieses vergleichsweise preiswerte und leistungsstarke Vielzweck-Gerät verstärkt aber auch die „Selbstentblößung“ vieler Nutzer: In den „sozialen Netzwerken“ werden höchst sensible private Daten und Bilder in der Öffentlichkeit nach dem Prinzip verbreitet: „Wenn ich im Internet nicht vertreten bin, existiere ich nicht“. Viele Nutzer haben inzwischen schlechte Erfahrungen damit gemacht: Da die modernen Medien schnelle und anonyme Reaktion auf Nachrichten und Kommentare zulassen, bietet sich hier ein breites Feld für die oben angeführte undifferenzierte „Empörungskultur“ (in Form von „Shitstorms“). Zusätzlich hat – vor allem unter Jugendlichen – das „Mobbing“ zugenommen. Manche Nutzer der Sozialen Medien haben auch ihre schlechten Erfahrungen gemacht, als sie unüberlegt freizügige Fotos und Filme von sich selber ins Internet gestellt haben.


Das am meisten nachgefragte Thema im Internet (in allen gesellschaftlichen Schichten und Gruppen) ist der Sex. Aber auch der reale Sex-Markt hatte sich im neuen Jahrhundert weiterentwickelt: Das Prostitutionsgesetz 2002 sorgte für die Abschaffung der Sittenwidrigkeit des Gewerbes und damit für eine Entkriminalisierung und einen weitgehend „normalen Geschäftsverlauf“ sowie vor allem für Rechtssicherheit und für eine Erleichterung des Lebens der Sex-Arbeiterinnen selber. Die Zwangsprostitution mit ihren Zuhältern wurde damit deutlich verringert. Da die Zwangsprostitution aber nicht vollständig vernichtet werden konnte, dient sie – neben der angeblichen Amoralität des Gewerbes – als Hauptgrund für immer wiederkehrende Forderungen nach Rücknahme der Liberalisierung. Dem gegenüber sprach sich 2015 die Menschenrechtsorganisation „Amnesty international“, die weltweit über 7 MIO Mitglieder verzeichnet, für eine „Entkriminalisierung“ der Prostitution aus. Vielleicht gehört diese Thematik auch zu den (häufigen) gesellschaftlichen Fragen, in denen viel und häufig über, aber nur selten mit den betroffenen Personen (hier: Sex-Arbeiterinnen) gesprochen wird. Natürlich wird der Beruf der Sex-Arbeiterin selten als „Traumberuf“ angesehen; aber tatsächlich nutzen viele junge Frauen (und Männer) die Möglichkeit, in jungen Jahren „gutes Geld“ zu verdienen, bevor später ein anderer Beruf ergriffen wird. Das gilt im Normalfall auch für die vielen Ausländerinnen in der Branche (vornehmlich aus Osteuropa), die heutzutage in der Regel schon bei der „Anwerbung“ im Heimatland wissen, welchen Beruf sie in Deutschland ausüben werden. Insbesondere große Bordelle, „Saunaclubs“ und exklusive Escort-Services in Deutschland bemühen sich, von dem herkömmlichen „Schmuddel-Image“ wegzukommen.


Im sozialen Bereich sind nach wie vor auch die Kirchen, die in der Gesellschaft ansonsten viel an Einfluss verloren haben, von großer Bedeutung. Sowohl die soziale als auch die seelsorgerische Aufgabe werden von den beiden großen Volkskirchen nach wie vor erfüllt, sie stehen aber gesellschaftlich nicht mehr so im Mittelpunkt wie in früheren Zeiten. Ihr politischer Einfluss ist auch aus eigenem Verschulden aufgrund von Fehlleistungen (z. B. der oftmaligen sexuellen Ausbeutung Minderjähriger durch Geistliche und deren Vertuschung) rückläufig, und die hohen Besucherzahlen der Kirchentage sind eher dem Event-Charakter dieser Veranstaltungen als einer tiefen Gläubigkeit unter den jungen Leuten zuzuschreiben. (Die Kirchentage daher eher gute Beispiele für die Entwicklung der Gesellschaft hin zu einer „Event-Gesellschaft“.)


Ansonsten verlagert sich die soziale Fürsorge und Mäzenatentum zunehmend zum Staat und zum Stiftungswesen. Die größte privatrechtliche Stiftung in Deutschland, die Volkswagenstiftung, wird aus den Dividenden für die öffentliche Hand (Gewinnanteile des Landes Niedersachsen am ausgeschütteten VW-Gewinn) finanziert; andere große privatrechtliche Stiftungen in der deutschen Wirtschaft mit mehr als 30 Mio EURO jährlichen Gesamtausgaben wurden von ehemaligen oder aktuellen Unternehmenseigentümern selber initiiert: die Bertelsmann-Stiftung, die Robert Bosch Stiftung, die Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung und die Dietmar Hopp-Stiftung. (Dietmar Hopp ist Miteigentümer der SAP.) Gefördert werden dabei neben Wissenschaft und Forschung auch soziale und kulturelle Einrichtungen sowie die Bildung.


Die „freiwilligen“ Leistungen der Unternehmen (Werkswohnungen, Mitarbeiter-Konsumgeschäfte etc.) hingegen werden abgebaut. Andererseits unterstützen viele Unternehmen, vor allem aus Imagegründen, regionale und lokale Einrichtungen; auch der Sport profitiert hiervon. Die größten lokalen bzw. regionalen Mäzene aus der Wirtschaft sind aber doch im Eigentum der öffentlichen Hand: die Sparkassen.
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